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Mitkwoch, den 30. Mai 1923.

Ein Angriff anf die deutſche Wirtſchaft.
Belgiens Reparationsplun,

Paris, 29. Mai. Der „Matin“ veröffentlicht heute
die belgiſchen Wiederherſtellung spläne, von
denen er behauptet, ſie wären Anregungen, die deutſche
Schuld in eine Handelsſchuld umzuwandeln Die Zah-
l ungsmittel ſollten in Deutſchland ſelbſt gefunden wer-
den, ohne daß man internationale Anleihen
aufzunehmen brauchte. Die Belgier glauben, Deutſchland
könnte jährlich wenigſtens zwei Milliarden 400
Millionen Goldmäark aufbringen. Bisher hätte
Deutſchland ſo gut wie kein Monopol. Das Alkohol-
monopol beſtehe zwar, aber die alkoholiſchen Getränke wären
höchſtens mit einem Viertel der Steuern belaſtet, die
in Frankreich bezahlt werden müßten. Der Zucker wäre
in Deutſchland nur mit 0,8 Prozent beſteuert, der franzö
ſiſche dagegen mit 18 Prozent und der engliſche mit 13
Prozent. Dasſelbe gelte vom Tabak. Von den Eiſen-
bahnen habe die deutſche Induſtrie ſelbſt erklärt, daß
dieſe bei Umwandlung in einen Privatbetrieb jährlich
eine Milliarde Goldmark ergeben könnten. Der belgiſche
Miniſterpräſident Theunis glaube, daß man jn Deutſch
land eine Reihe von Konſortien für den Verkauf gewiſſer
Produkte, für die Eiſenbahnregie ſowie für die Staats
betriebe bilden könnte.

Die Monopole
würden internationalen Geſellſchaften übergeben
an denen die Alliierten einen beträchtlichen Anteil hätten.
Die Erzeuger alkoholiſcher Getränke, die Zuckerfabrikanten,
die Tabakhändler und die alliierten Eiſenbahnregien würden
Konſortialteilnehmer. Die Belgier glaubten, die
Monopole und die Eiſenbahner könnten 60 Jahre hindurch
je eine Milliarde 900 Millionen Goldmark für Wiederher-
ſtellungen abwerfen. Dazu kämen 500 Millionen für die
Kohlen, im ganzen alſo zwei Milliarden 400 Milkionen
Goldmark jährlich, d. h. alſo die 6 Prozent Zinſen von
den 40 Milliarden. Außerdem iſt eine 25prozentige Teil-
nahme an den deutſchen Jnduſtrieunternehmungen vorge-
ſehen. Eine Bedingung für alle dieſe Pläne wäre aber
die Geſundung der deutſchen Finanzen.

Die Markſtützung habe die Reichsbank keineswegs
ruiniert, ſondern im Gegenteil ihre Deviſenvorräte um 50
Millionen Goldmark vermehrt, weil ſelbſt ein proviſoriſch
ſtabiliſiertes Geld eine Anziehungskraft ausübe. Der un-
geheure Banknotenumlauf in Deutſchland verhindere nicht
die Geſundung der deutſchen Finanzen. Auch das deutſche
Budget könne in Ordnung gebracht werden. Die Heran-
ziehung der Monopole zu den Wiederherſtellungen würde
das Deutſche Reich ſeiner Einnahmequellen nicht berauben

Der Reichstag könnte die notwendigen Geſetze ſchaffen,
auch ein Geſetz, wie es der Wiener Reichsrat beſchloß, daß
nämlich eine Aufhebung der gefaßten Beſchlüſſe verboten
würde.

Das Ruhrgebiet
müßte dem Reiche Einnahmequellen ſchaffen. Die
Beſetzung würde ſich auf eine Kontrolle der Liefe-
rungen beſchränken. Allerdings bliebe die Drohung
beſtehen, daß im Falle einer Verfehlung Deutſchlands
wiederum zur Beſetzung geſchritten würde. DieBlock ade würde unterdrückt werden, und alle Ein-
nahmen gingen wieder dem Reiche zu. Die Beſetzung des
Ruhrgebiets ſtelle zwar einen wirkſamen Druck dar: aber die
Belgier glaubten nicht, daß man ſich aus dem Ruhrgebiet
bezahlt machen könne. Das heißt, alle Gewinne, die das
Ruhrgebiet abwerfe, dürften nicht der Wiederherſtellungs-
kaſſe zufließen, und das Ruhrgebiet allein dürfte nicht die
Laſten tragen, die ganz Deutſchland auf ſich nehmen müßte.
Der „Matin“ fügt der Mitteilung der belgiſchen Pläne hin-
zu, daß dieſe Erwägungen der Blockade nichts von ihrer
Nützlichkeit nähmen, die aufrechterhalten und ſogar verſtärkt
werden ſollte, bis das von Theunis vergeſchlagene Syſtem
durchgeführt wäre.

Die Erſklürung der Induſtrie,
Vorſtand und Hauptausſchuß des Reichsverbandes billigen

den Schritt.
Berlin, 30. Mai. Der Hauptausſchuß des Reichsver-

bandes der deutſchen Jnduſtrie, der geſtern im Reichs-
wirtſchaftsrat zu einer Sitzung zuſammentrat, um ſich durch
das Präſidium über den Stand der Reparationsfrage unter-
richten zu laſſen, billigte mit 200 gegen etwa
ſechs Stimmen die dem Kanzler überreichte Denk
ſchrift, in der die Auffaſſung des Reichsverbandes nie-
dergelegt iſt. Der Reichsverband ſieht in dieſem Schreiben
an den Reichskanzler ein rein wirtſchaftliches Gut-
achten und überläßt nunmehr der Reichsregierung, dieſes
Gutachten politiſch zu verwenden. Jm übrigen ſieht
der Reichsverband ſeine augenblickliche Aufgabe in der Re
parationsfrage als erledigt an.
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werden,

Jm Laufe des Dienstag Nachmittag hatten Vertreter
des Reichslandbundes eine Unterredung mit dem
Reichskanzler, in der das Gara ntieproblem in un-
verbindlicher Form beſprochen wurde. Dabei kam die grund-
ſätzliche Bereitſchaft der Landwirtſchaft zum Ausdruck, weit-
gehende Opfer auf ſich zu nehmen, wobei die Vorausſetzung
iſt, daß das Reparationsproblem endgültig gelöſt wird.
Auch zwiſchen den Spitzenorganiſationen der Gewerkſchaften
und den Vertretern der Regierung fand im Arbeitsminiſte-
rium eine Beſprechung ſtatt.

Die nächſte Plenarſitzung des Reichstages iſt nunmehr
endgültig auf Dienstag, den 5. Juni, nachmittags 3 Uhr
einberufen worden. Heute findet unter dem Vorſitz des
Reichskanzlers eine Beſprechung des Auswärtigen Ausſchuſſes
des Reichsrates über die außenpolitiſche Lage ſtatt.
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Alle 3 lage eine 3igarre
weniger und dus Geld dofür dem

Deutſchen Volksopfer!
für Kuhr und Rhein gegeben!
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Die Parteien der Arbeitsgem einſchaft haben
heute im Reichstage wieder eine gemeinſame Beratung ab-
gehalten. Man kann ſagen, daß die bisherigen Beſprechungen
zwiſchen der Reichsregierung und den Parteien eine gewiſſe
Klärung der Auffaſſungen herbeigeführt haben, und daß
die politiſchen und finanziellen Grundzüge der Note, die
in den nächſten Tagen den Alliierten übermittelt werden
ſoll, im großen und ganzen ffeſtſtehen.

Eine Uebereinſtimmung zwiſchen der Regierung und
den Parteien iſt erreicht.

7

Die 5kreikluge im Ruhßrrevier,

Münſter, 30. Mai. Jn Bochum geht die Säuberungs-
aktion ohne die bisherigen Verluſte auf Seiten der Polizei
weiter. Etwa 200 Verhaftungen ſind bis jetzt vor
genommen worden. Geſtern morgen wurde ein Mann namens
Emil Dreyer grundlos von den Aufrührern erſchoſſen. Der
franzöſiſche Kommandant hat ſich zur Unterſtützung der
Polizei zur Verfügung geſtellt.

Jm Bezirk Hamm iſt die Zeche „Alter Hellweg“
bei Unna in Ablehnung des vorgeſtrigen Lohnabkommens
geſtern in den Streik getreten. Auf der Zeche „Alten-
bogge“ beſchloß geſtern eine Belegſchaftsverſammlung, den
Streik weiter fortzuſetzen.

In Gelſenkirchen iſt geſtern in einer öffentlichen Ver
ſammlung beſchloſſen worden, heute die Arbeit wieder auf
zunehmen. Dem Beſchluß ſoll auch die Union beigetreten
ſein.

Jm
verändert.

Jm Regierungsbezirk Münſter iſt es ruhig.
Jn Bottrop iſt geſtern in einer kommuniſtiſchen

Verſammlung ſeitens der Redner infolge der die Streik
bewegung ablehnenden Haltung der Beſatzung zur Wie-
der aufnahme der Arbeit aufgefordert worden. Der
franzöſiſche Kommandant hat der Stadtverwaltung in einem
Schreiben mitgeteilt, daß er keinesfalls Anſammlungen der
Streikenden auf den Straßen dulden werde.

Jn Dortmund findet zur Zeit eine öffentliche Ver-
ſammlung ſtatt. Anſchließend iſt eine Verſammlung der
Metallarbeiter einberufen worden.

Jm Eſſener Bezirk iſt geſtern eine Reihe von Zechen
neu in den Ausſtand getreten.

Jn Düſſeldorf liegen alle größeren Werke, wie
Gas-, Waſſer- und Elektrizitätswerke und ein Teil der
Straßenbahn ſtill.

Jn Hagen und Haſpe ſind Teilſtreiks inMetallinduſtrie ausgebrochen.

Landkreiſe Gelſenkirchen iſt die Lage un-
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163. Jahrgang.

Die franzöſiſche Lüge
von den zerſtörten Gebieten

Jn dem letzthin ergangenen deutſch- franzöſiſchen Noten-
wechſel, den Ruhreinbruch betreffend, hat man ſich franzö-
ſiſcherſeits wieder einmal bemüßigt gefühlt, auf die „zer-
ſtörten Gebiete“ hinzuweiſen. Ganz offenbar betrachte
Frankreich bezw. ſein Propagandadienſt nach wie vor dieſes
Kapitel als ein Kernſtück, das immer wieder der Welt vor
Augen geführt werden muß, um den angeblich „böſen Willen“
Deutſchlands zu demonſtrieren. Demgegenüber ſei ganz nüch-
tern auf folgende Tatſachen hingewieſen, die die franzö-
ſiſche Propaganda nachweislich dauernd verſchweigt ein
Zeichen, wie unbequem ſie der diesbezüglichen Regie ſind.
Umſomehr haben wir Grund, dieſe Tatſachen immer und
immer wieder hervorzuholen und in die Oeffentlichkeit hinein-
zubringen, vielleicht daß ſie mit der Zeit doch ihre Wirkung
nicht verfehlen werden.

Schon im Januar 1919 fanden Verhandlungen über die
Wiederherſtellung der „zerſtörten Gebiete“ ſtatt, die unſerer-
ſeits von der deutſchen Regierung und Vertretern unſerer
Gewerkſchaften mit Frankreich geführt wurden. Ueber das
Ergebnis vrientiert am keſten die Aeußerung des franzöſiſchen
Sozialiſtenführers Jouhaux, der ſ. Zt. bündig erklärte:

„Die Verhandlungen erzielten nichts, und die Veran t-
wortung für das Scheitern fällt gänzlich auf die fran
zöſiſchen Miniſter zurück, die ſich verpflichtet hatten,
eine Antwort zu geben auf die man heute noch wartet.“

Ein ausführlicher Wiederaufbauplan wurde dann im
Juli 1920 vom damaligen deutſchen Außenminiſter Simons
auf der Konferenz in Spaa vorgelegt er kam garnicht zur
Erörterung.

Jm folgenden Jahre wurde wiederum, und zwar mehr-
fach, ſeitens der deutſchen Regierung ein Bereinigung der
Frage verſucht, indem ſie ſich zunächſt in einer Note im
April 1921 an die Reparationskommiſſion „auf das be-
ſtimmteſte bereit erklärte, am Wiederaufbau mit allen ver-
fügbaren Mitteln und Kräften mitzuwirken“.

Entſprechende poſitive Vorſchläge wurden gemacht. Das
Ergebnis war wiederum negativ.

Weitere Verhandlungen fanden im November 1921
zwiſchen Deutſchland und Frankreich ſtatt und zwar über die
Frage der Teilnahme deutſcher Arbeiter am Wiederaufbau.
Von dem franzöſiſchen Komitee für den Wiederaufbau wurden
in dieſer Zeit in den Ortſchaften des „zerſtörten Gebietes“
Abſtimmungen über die Frage der Zulaſſung deutſcher Arbei-
ter vorgenommen, wobei ſich das ſehr bemerkenswerte Re
ſultat ergab, daß 85—-90 Prozent der befragten Einwohner
für die Mitwirkung der deutſchenn Arbeiterſchaft ſich aus-
ſprachen. Frankreichs Regierung und ſeinem Propa-
gandadienſt, muß man ſchon hinzufügen war dieſe Ab-
ſtimmung jedoch äußerſt unbequem. Man erklärte ſie ein-
fach für „nichtamtlich“ und ließ eine neue „Abſtimmung“
vornehmen mit dem Effekt, daß ſich 49 Prozent für die
Zulaſſung der deutſchen Arbeiter ausſprachen auch das
war immerhin ein Reſultat, das den franzöſiſchen Chauvi-
niſten unbequem genug war, um es nach Möglichkeit toötzu-
ſchweigen.

Jn der Folge iſt das Rathenau-Loucheur- Abkommen vom
6. Oktober 1921 bemerkenswert, in dem es hieß:

„Die deutſche Regierung hat ihren ausdrücklichen Willen
bekundet, an dem Wiederaufbauy der zerſtörten Gebiete durch
Lieferung von Einrichtungs- und Betriebsgegenſtänden und
pon Bauſtoffen in möglichſt weitem Umfange mitzuwirken.“

Wie wenig ernſt es der franzöſiſchen Regierung mit der
Ausführung dieſes wichtigen Abkommens war, mag man
daraus erſehen, daß der Wiesbadener Pakt von der franzö-
ſiſchen Kammer erſt im Anfang April 1922 ratifiziert
wurde.

Man erinnert ſich ſchließlich zweier weiterer Abkommen,
des Bemelmann- Abkommens vom 2. Juli 1922 und des Stin-
nes-Luberſae-Abkommens, das auf freiem Sachlieferungsver-
kehr beruhte.

Alles war nutzlos, mußte ohne Ergebnis ſein, da Frank-
reich dieſes Kernſtück ſeines Propagandaapparates eben die
„zerſtörten Gebiete“ nicht entbehren kann, um die Welt-
atmoſphäre weiterhin zu vergiften mit der Lüge von den
Verfehlungen uſw. Deutſchlands. Auf der anderen Seite

iſt jedoch bemerkenswert, daß bereits eine gaanze Reihe von
Zeugniſſen vorliegen, die dazu angetan ſind, den Lügen-
ſchleier, den Frankreich um ſeine „zerſtörten Gebiete“ ge-
worfen hat, zu zerreißen. Wir erinnern z. B. an einen Auf-
ſatz des früheren Vorſitzenden der interalliierten Kohlenkom-
miſſion in Eſſen, des Engländers Heatley, der in der „Times“
vom 1. Februar 1923 die Leiſtungsbereitſchaft Deutſchlands
voll anerkannte. Des weiteren liegen mancherlei Zeugniſſe
aus dem franzöſiſchen Lager ſelbſt vor, aus denen wir die
der „Zeitſchrift der gewerkſchaftlichen Organiſation der Tech-
niker Frankreichs“ herausgreifen, die u. a. auch feſtſtellte, daß



dieſelben Finanzkreiſe, die ſ. Zt. die ſo oft angebotene Mil
hilfe der Deutſchen, die eine durchaus ſichere Löſung der
Wiederaufbaufrage garantierte, zurückgewieſen haben, zugleich
diejenigen geweſen ſeien, die Frankreich in das Ruhraben-
teuer verſtrickt hätten!

Es darf nicht länger ſo bleiben, daß wir dieſe und ähnliche
Zeugniſſe hier und dort geſammelt in den Zeitungsarchiven
uſw. behalten, vielmehr muß es darauf ankommen, immer
wieder auf ſolche und ähnliche Tatſachen wie oben angegeben,
hinzuweiſen. Vielleicht, daß es uns auf dieſe Weiſe doch
einmal gelingt, die franzöſiſche Lüge von den „zerſtörten
Gebieten“ aus der Welt zu ſchaffen. Vergeſſen wir dabei
nicht, zugleich die Frage zu ſtellen und zu beantworten, was
Deutſchland ſeit Jahrhunderten dem „böſen Willen“ Frank-
reichs zu verdanken hat an Zertrümmerung leiblicher und
ſeeliſcher Werte!

man Neue Zuſammenſtöße in Dortmund.
Dortmund, 29. Mai. Auf dem Weſterhellweg kam es

im Laufe des heutigen Nachmittags zu einem Zuſammen-
ſtoß zwiſchen Demonſtranten und blauer Polizei.
Es war verſucht worden „einige Geſchäfte zu plündern, was
jedoch durch das tatkräftige Eingreifen der Polizei ver-
indert werden konnte, die den Weſterhellweg abſperrte.
a die Menge den Aufforderungen der Poliziſten nicht ſo-

fort Folge leiſtete, war dieſe gezwungen, blank zu ziehen.
Die Ladeninhaber ſchloſſen ſofort ihre Geſchäfte und ſie
ſicherten durch eiſerne Schutzgitter ihre Schaufenſter und.
die Auslagen. Schließlich gelang es der Polizei jedoch, die
Menge auseinanderzutreiben. Tote und Verwundete waren
bei dem Zwiſchenfall nicht zu verzeichnen. Nach Erkundi-
ungen an amtlicher Stelle iſt ſonſt in Dortmund der heutige
ag ruhig verlaufen. Bis gegen 9 Uhr abends ſind keiner-

lei Zwiſchenfälle aus dem Stadtbezirk gemeldet worden.
Deutſchnationale Anfrage wegen des Kommuniſtenaufſtandes.

Berlin, 30. Mai. Die deutſchnationale Fraktion des
Preußiſchen Landtages hat folgende große Anfrage im
Landtag e „Der Kommuniſtenaufſtand in Ruhr-
revier hat Ordnung und Sicherheit in gefährlichſter
Weiſe zerſtört, die nationale Abwehr empfindlich ge

ſchädigt und die Autorität des preußiſchen Miniſters des
auf das Schwerſte erſchüttert. Was gedenkt die

taatsregierung zu tun, um Ruhe, Ordnung und Regierungs
autorität wieder herzuſtellen und Preußen gegen die kommu-

niſtiſche Gefahr zu ſichern

Die täglichen Morde,
Eſſen, 30. Mai. Mehrere Leute, die dem Alkohol

allzureichlich zugeſprochen hatten, warfen in einer Wirt
ſchaft an der Eſſener Straße in Stoppenberg eine

enſterſcheibe ein, weil der Wirt ihnen die Abgabe einer
laſche Branntwein verweigerte. Jn einem Zimmer

der Wirtſchaft befanden ſich während des Vorfalles 5 bis
6 franzöſiſche Offiziere Sie griffen ſofort nach
ihren Schußwaffen und ſchoſſen auf die Täter.
Außerdem wurden aus der naheliegenden Schule Soldaten
herbeigerufen, die die Täter verfolgten. Bei dem
Vorfall wurde eine bisher noch unbekannte Perſon getötet
Ferner wurde ein Arbeiter durch einen Kopfſchuß und ein
anderer Arbeiter durch einen Oberſchenkelſchuß ſchwer ver-
letzt. Die beiden Verletzten wurden dem Krankenhaus,
in Stoppenberg zugeführt. Von den Franzoſen wurde nie-
mand verletzt. Jm Anſchluß an dieſen Vorfall wurden
von der Beſatzungsbehörde 20 bis 25 Perſonen feſt-
genommen. Eine Unterſuchung iſt eingeleitet.

Kray, 29. Mai. Jn der vorletzten Nacht iſt in der
Nähe der Zeche Bonifacius eine Zivilperſon von einem fran
zöſiſchen Poſten erſchoſſen worden. Nach den bisherigen
Ermittelungen handelt es ſich um den Bergmann Friedrich
Czichowski aus Kray.

Verſtärkung der Gelſenkirchener Beſatzung.

Gelſenkirchen, 29. Mai. Heute morgen rückte eine
Schwadron franzöſiſcher Kavalkerie zur Ver-
ſtärkung der hieſigen Beſatzungstruppen ein.

Oberregierungsrat Lutterbeck verhaftet.
Düſſeldorf, 29. Mai. Der Vertreter des Regierungs-

präſidenten Oberregierungsrat Lutterbeck iſt geſtern abend
von den Franzoſen in ſeiner Wohnung in Düſſeldorf ver-
haftet und in das Gefängnis in Derendorf gebracht worden.

Keine Rückgabe des Milliardenraubes.
Düſſeldorf, 30. Mai. Auf die Vorſtellungen wegender Beſchlagnahme der Reichsbankgelder in Eſſen hat General

Degvutte geantwortet, die Wegnahme ſei erfolgt, weil
die Reichsregierung die Geldzahlungen für die Unter-
haltung der franzöſiſchen und belgiſchen
Truppen im Beſatzungsgebiet nicht mehr weiter geleiſtet
hätte. Eine Rückgabe der genannten Beträge könne nicht er-
folgen. Auch könne der General nicht gewährleiſten, daß
künftig ähnliche Vorgänge ſich nicht wiederholen.

Neues Perirauensvolum für Poinrgre,
Paris, 30. Mai. Jn der geſtrigen Kammerdebatte über

die Ruhrkredite kam es zu außerordentlich lebhaften Zu-
ſammenſtößen zwiſchen Tradieu und Poinegare. Taär-
dieu entwickelte ſeine Theorie von der unzulänglichen
Vorbereitung und unzulänglichen Durchführung
der Ruhraktion,; erklärte jedoch, daß er für die Kre-
dite ſtimmen werde. Poineare ſtellte darauf die Ver-
trauensfrage in erweitertem Sinne indem er erklärte, daß
man nicht nur für die Kredite ſtimmen, ſondern auch die
Politik im Allgemeinen zu billigen habe. Poincare ant-
wortete auf die Artilkel, die Tardien im „Echo Natipnal“
veröffentlicht hat und fragte, was er eigentlich wolle. Sie
ſchlagen uns vor, ſagte Poincare, daß wir eine Politik
der Feſtigkeit führen ſollen. Die Regierung iſt der Anſicht,
daß ſie ernſthafte Beweiſe ihrer Energie und Feſtigkeit ge-
geben hat. Wenn ihre Freunde und wir nicht einig mit-
einander ſind, dann ſtimmen Sie doch gegen die Kredike
und gegen die Regierung.

Die Ruhrkredite wurden mit einem Vertrauensvotum
für die Regierung mit 505 gegen 67 Stimmen angenommen.

England und die Beſehung
der deutſchen Farbwerke,

London, 29. Mai. Jn der heutigen Sitzung des Unter-
hauſes wurde die Frage geſtellt, ob die Beſetzung der
deutſchen Farbwerke im beſetzten Gebiet durch die Fran-
zoſen irgendwelchen Einfluß auf die Reparationsliefe-
rungen in Farbſtoffen an England gehabt hätte. Sir Philipp
Lloyd Creame, der Präſident des Handelsamtes, ant-
wortete darauf, daß die engliſche Regierung in dieſer Hinſicht
alle wünſchenswerten Maßnahmen getroffen habe, um in
der Lieferung der Farbſtoffreparationen keine Unterbrechung
eintreten zu laſſen. Es ſeien in dieſem Punkte befriedigende
5renduiſfe von der franzöſiſchen Regierung gemacht
worden.

Landtag der Provinz Sachſen.
Die Pollſitzung,

des Provinziallandtages wird um 10 Uhr 15 Minuten vom
Vizepräſident Dr. Zehle eröffnet. Der Abg. Thiele
(Soz.) berichtet über das Reglement für die Bereithaltung
von Provinzialmitteln zur Bekämpfung der Syphilis. Ohne
Debatte wird die Vorlage angenommen. Den Bericht des
Kleinbahnausſchuſſes über die Vorlage zur Förderung des
Kleinbahnweſens erſtattet Abg. Luther. Der Antrag geht
dahin, 500 Millionen Mark zu bewilligen, die auf die
Kleinbahnſtrecken zu verteilen ſind. Abg. Körlin fragt
an, ob es möglich ſei, die Bahn Merſeburg-göſchen bis
Leipzig zu vollenden. Redner gibt kurz den Stand des
Baues an. Die Wirtſchafts verhältniſſe haben ſich ſtark ge-
ändert. Vom Standpunkt der Stadt Merſeburg iſt das
Nicht zuſtandekommen der Bahn zu bedauern. Auf die An-
frage gibt Landesbaurat Sell Auskunft. Berichtet über
zwei Anträge auf Bau der Bahn, vom Zweckverband Leun-
und Verkehrsverein Merſeburg. Erkennt das dringende
Verkehrsbedürfnis an und es ſoll geprüft werden, ob die
Strecke nicht als Kleinbahnſtrecke zu Ende geführt
werden könne. Darüber iſt in Beſprechungen bereits ein
Einverſtändnis erzielt worden; die ganze Strecke wird 26
Kilometer betragen. Die Geſamtkoſten würden ſich auf
4 Milliarden Mark belaufen. Redner ſpricht ſich im all-
gemeinen optimiſtiſch aus. Die Kleinbahuvorlage wird
angenommen. Eine Eingabe des Lehrerverbandes der
Provinz Sachſen auf Gewährung eines Zuſchuſſes zur Er-
haltung der Gruſon-Gewächshäuſer in Magdeburg wird ge-
nehmigt. Der Stadt Kemberg wird eine Beihilfe zum Rat-
hausumbau nicht gewährt. Die Neinſtedter Anſtalten
haben einen Antrag auf Bewilligung von etwa 6 Millionen
Mark geſtellt. Dem Antrage wird ohne Ausſprache ſtatt-
gegeben. Abg. Gentz (Soz.) berichtet über den Antrag
ſeiner Partei, für die Unterbrinkung krranker Perſonen
50 Millionen Mark zu bewilligen. Der Antrag wird in
der Faſſung des Haushaltsausſchuſſes angenommen. Auf
Antrag des Berichterſtatters Dr. v. Krauſe (Dem.) wird
der Eingabe der Hiſtoriſchen Kommiſſion der Pro-
vinz Sachſen auf Bewilligung einer Beihilfe von 500 000
Mark vom Plenum ſtattgegeben. Zur Eingabe des Kriegs-
blinden Heimke-Halle auf Gewährung des Arbeitgeber-
zuſchuſſes zum Bau eines Wohnhauſes würde beſchloſſen, den
Provinzialausſchuß zu ermächtigen, nach näherer Prüfung
der Unterlagen den Betrag zu bewilligen. Abg. Schippe

(Komm.) berichtet über die Aufhebung der Baunotver-
ſ. iche rung. Die Provinzialverwaltung glaubt die Ver-
ſicherungen der Gebäude der Städte-Feuerſozietät über-
tragen zu müſſen. Der Berichterſtatter bittet, dem Antrage
ſtattzugeben, was auch geſchieht. Der Antrag des Hilfs-
vereins des Taubſtummen- Vereins Sachſen auf
einmalige Beihilfe von 3 Millionen Mark wird vom Land-
tag auf Antrag des Berichterſtatters Schilling (Zentrum) ge-
nehmigt.

Die Türkei mobiiſiert,
London, 29. Mai. Aus Konſtantinovel wird gemeldet:

Die Kriſe im nahen Oſten wird als beigelegt angeſehen
und die Türkei demobiliſiert bereits ihre Streitkräfte Zehn
Jahresklaſſen werden in ihre Heimat zu den Feldarbeiten
entlaſſen werden.

Jn Lauſanne wurde zwiſchen den einladenden
Mächten und der Türkei eine Einigung über die thra-
ziſche Grenze der Türkei erzielt. Es wurde der Türkei
ein Gebiet von elf Kilometer Länge und drei Kilometer
Tiefe zugeſprochen, das an die Maritza grenzt. Lediglich
der jugoslawiſche Delegierte formulierte einen Vorbehalt
ſeiner Regierung.

Havenſtein über den Marſſturz,
Berlin, 29. Mai. Der Vorſitzende des Unterſuchungs-

ausſchuſſes des Reichstags zur Prüfung der Wirkung der
Maßnahmen zur Stützung der Mark Abg. Lange-Heger-
mann eröffnete die erſte öffentliche Sitzung des Ausſchuſſes
vor 21 Uhr. Dann machte Staatsſekretär Schröder vom
Reichsfinanzminiſterium einen Rückblick auf die Stützungs-
aktion.

Natürlich konnte es ſich bei der ganzen Aktion nicht
bereits um eine Stabiliſierung handeln. Die ganze
Maßnahme ſtand natürlich nicht im Zeichen der Währungs-
politik, ſondern es handelte ſich um eine Kriegsmaßnahme.
Um die Kredite der Reichsbank für die Aktion zu ſtärken,
hat die Regierung dann die Jhnen bekannte Anleihe in
Dollarſchatz anweiſungen aufgelegt. Dieſe war des-
wegen nicht in Papiermar?e, ſondern in Deviſen einzuzahlen,
weil ſie den ausgeſprochenen Zweck hatte, die Deviſenbeſtände
der Reichsbank für dieſe Aktion zu ſtärken.

Reichsbanlpräſident Havenſtein
gibt nun gleichfalls ein Bild der Stützungsaktion. Es war
der Reichsbank wie der Reichsregierung klar, daß es ſich
um eine dauernde Stabiliſierung nicht handeln
könnte. Ueber die Dollarſchatzanleihe bemerkte Haven-
ſtein zuſammenfaſſend: „Wenn wir nun aber auch die De
viſenbeſtände der deutſchen Wirtſchaft nicht allzuhoch ein-
ſchätzten die in der belgiſchen und franzöſiſchen Preſſe
genannten Zahlen ſind nur Pha ntaſieg ebilde und
auch überzeugt waren, daß der überwiegende Teil der De
viſenbeſtände des deutſchen Volkes für die Einfuhr und
die Fortführung der Produktion notwendig war, ſo haben
wir doch geglaubt. erwarten zu dürfen, daß doch der Groß-
handel und das Kapitaliſtentum, das Noten gehamſtert hatte,
Verſtändnis dafür haben würden, daß dieſe Deviſen, ſoweit
ſie nicht abſolut gebraucht wurden. in dem von der deutſchen
Regierung und dem deutſchen Volke geführten Exiſtenzkampf
nicht in die Käſten ſondern in die Kampffront ge-hörten. Jn dieſer Erwartung ſind wir allerdings ge
tänſcht worden. Wir hatten doch erwarte:, daß allermindeſtens
die Hälfte der aufgelegten Anleihe, vielleicht erheblich
mehr gezeichnet werden würde, ſtattdeſſen wurde ungefähr
ein Viertel gezeichnet.

Wenn der Sturz der Mark vom 18. April im weſent-
lichen der Schwerinduſtrie zur Laſt gelegt worden
iſt, ſo iſt dieſer Vorwurf durchaus unberechtigt. Sie wiſſen,
daß zu derſelben Zeit gerade wieder von Seiten Frank-
reich s und Belgiens weitere Bedrohungen Deutſch-
lands erſolgten, daß insbeſondere von Frankreich der
deutſchen Regierung das Recht zum Auflegen einer Gold-
ſchatzanleihe überhaupt beſtritten wurde. Dieſe franzö-
ſiſche Politik wirkte dahin, daß die Anſicht weiter Raum
gewann, daß die Stützungsaktion nicht ſehr lange mehr
durchgeführt werden könnte. Dieſe Anſicht war na-
türlich durchaus unberechtigt, aber ſie war ver-
breitet, zumal, da der Kampf Frankreichs nicht um die
Reparationen zu gehen ſchien, ſondern um die Vernichtung
Doer die dauernde Lahmlegung des Deutſchen Reichs und
der deutſchen Wirtſchaft.

Faſt mit dem Tage, an dem das geringe Ergebnis
der Anleihe klar lag, ſetzte der neue Anſturm auf dem
Deviſenmarkt ein.

Alsdann ſtand nochmals die Wahl des Direktors
der Landesheilanſtalt Altſcherbitz zur Verhand-
lung.. Abg. Adler (B. V.) als Berichterſtatter des An-
ſtaltsausſchuſſes empfiehlt die Wahl des bisherigen ſtell
vertretenden Direktors der Anſtalt, Dr. Braune, da per
ſönliche und rechtliche Gründe gegen die Wahl nicht vor-
liegen. Der Anſtaltsausſchuß erſucht aber die Landesver-
waltung, vor jeder Verſetzung eines Beamten den Anſtalts-
ausſchuß zu hören. Hierauf wurde Dr. Braune gegen
die Stimmen der Kommuniſten zum Direktor der Landes-
heilanſt alt gewählt. Der Antrag des Pflegers Vogt-
l änder um Erhöhung ſeiner Bezüge wurde auf Antrag des
Berichterſtatters dem Provinzial-Aulsſchuß überwieſen. Abg.
Miller (Demo.) berichtet über die Veteiligung des Pro
zialverbandes an Elektrizitätsunternehmungen. Es wurde
folgendes beſchloſſen: Der Provinzialausſchuß wird er-
mächtigt, den Provinzialverband an Unternehmungen, welche
der öffentlichen Elektrizitätsverſorgung dienen, in einer
weiteren Höhe bis zu 400 Millionen Mark unter den vom
304Provinziallangtag ſeſtgelegten Bedingungen zu beteiligen.
Der Provinzialausſchuß wird ermächtigt, für weitere Dar-
lehen von Unternehmungen, welche der öffentlichen Elek-
trizitätsverſorgung dienen, bis zur Höhe von einer Milliarde
Mark die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft unter den vom 30.
Provinziallandtag feſtgeſetzten Bedingungen zu übernehmen
und in beſonderen Fällen nach Anhörung und im Ein-
vernehmen mit dem Elektrizitätsausſchuß des Prozinzial-
ausſchuſſes auch darüber hinausugehen. Abg. Körlin
(Dem) berichtet über die Tätigkeit des Ausſchuſſes für
fortlaufende Beſichtigung der Provinzialanſtalten. Der Aus-
ſchuß hat 33 Beſichtigungen vorgenommen und hat ſich zur
Aufgabe geſtellt, überall helfend und fördernd einzugretfen.
Jm Großen und Ganzen befinden ſich die Baulichkeiten
der Anſtalten in gutem Zuſtande. Beſonderen Wert muß
die Provinzialverwaltung darauf legen, daß die Provinzial
anſtalten ein Jntereſſe der Sparſamkeit nicht habe, ſondern
miteinander zu arbeiten. Redner geht alsdann auf die
Verhältniſſe einzelner Anſtalten noch beſonders ein. Er
ſpricht zum Schluß ſeiner Ausführungen den Beamten, An-
geſtellten und Arbeitern der Anſtälten den Dank der Kom-
miſſion aus. Abg. Lorenz (B. V.) als zweiter landwirt-
ſchaftlicher Sachverſtändiger des Anſtaltsausſchuſſes, ergänzt
den Bericht noch im weſentlichen. Um auf landwirtſchaft-
lichen Gebiet für die Anſtalten Vorteile zu erzielen, ſchlägt
Redner die Schaffung eines Beſtellungsplanes vor, der von
Landwirten gemeinſam beantragt wird. Abg. Scholz bittet
um Auskunft über die Verlegung der Taubſtümmen-
anſtalt in Exfurt, worauf der Dezernent der Pro-
vinzialverwaltung mitteilt, daß die Sache ſoweit gediehen
iſt, daß ſich die Stadt Erfurt bereit erklärt hat, einem Neu-
bau näherzutreten.

Das Plenum nimmt von den Berichten Kenntnis. Da-
mit iſt die heutige Tagesordnung erſchöpft.

Die Schlußſitzung des Landtages wurde auf Donners
tag, vormittags 9 Uhr, anberaumt.
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Der Reichsbankpräſident machte hierauf vertrauliche
Mitteilungen über die Summen, die die Stützungsaktion der
Reichsmark erſordert hat. Die Stützungsaktion und die Kre-
ditgewährung durch die Reichsbank ſei durchaus nötwendig
geweſen, um nicht überhaupt die deutſche Produktion und
die deutſche Wirtſchaft zum Erliegen kommen zu laſſen.
Den Kreditnehmern gegenüber habe man Vertrauen walten
laſſen können. Die Betriebe hätten Kredite nötig gehabt,
um Löhne, Betriebskoſten uſw. aufbringen zu können. Das
Vorgehen der Reichsbank im ganzen ſei erforderlich geweſen,

m den paſſiven Widerſtand an der Ruhr aufrechtzuerhalten.
Darauf vertagte ſich der Ausſchuß. Die nächſte öffentliche

Sitzung iſt noch nicht beſtimmt.

Aus Stadt und Umgebung
I6 000 Prozent Doßnungsbuuubgube.

Die neue preußiſche wohnungsbauabgabe
beträgt vom 1. Juli ds. Jrs. ab 4500 vom Hundert
des Nutzungswertes des Grundſtückes, ſie beträgt zurzeit
1500 Prozent. Die Gemeinden ſind befugt, den gleichen
Betrag zu erheben.

Die neue Abgabe beträgt das 90fache des der Friedens-
miete gleichzuſtellenden Gebäudeſteuernutzungswerts. Man
hofft, 80 Milliarden Mark durch die neue Asgabe zu er
zielen und will 20000 Kleinwohnungen damit bauen reſp.
bevorſchuſſen.

Nach dem vorgeſtrigen Beſchluß der Stadtverordneten-
verſammlung, vorr der Gemeinde 11500 Prozent zu er-
heben, kommen jetzt alſo insgeſamt 16 000 Prozent zur
Erhebung.

Keine Erhöhung der Poſtgebühren vor dem 1. Juli.
Wie von zuſtändiger Stelle mitgeteilt wird, trifft die

Nachricht, daß die angekündigte Erhöhung der Poſt-
gebühren bereits am 15. Juni in Kraft tretenſoll, nicht zu. Die Erhöhung der Poſt gebühren
wird nicht vor dem 1. Juli erfolgen.

Benutzung von Turnhallen durch Turnvereine.
Der Reichsminiſter des Jnnern und der Preußiſche

Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung haben fol-
gendes Rundſchreiben an die Behörden ergehen laſſen: Der
Deutſche Reichsausſchuß für Leibesübungen und die Zen-
tralkommiſſion für Arbeiterſport und Körperpflege haben
darauf hingewieſen, daß die Gebühren, die für die Be
nutzung der Gemeindeturnhallen von den Vereinen gefordert
werden, an vielen Orten ſo hoch ſeien, daß die Ver
eine ſie kaum noch aufbringen fönnen und ſomit die Gefahr
beſtehe, daß der Turnbetrieb eingeſtellt werden müſſe. Ob-
wohl ich die ſchwierige Finanzlage der Gemeinden nicht ver-
kenne, würde ich dankbar ſein, wenn mit Rückſicht auf die
große Bedeutung, die die Aufrechterhaltung des Turnbe
kriebes der Vereine für die Hebung der Volksgeſundheit
hat, den Gemeinden ein möglichſtes Entgegenkommen in
der Frage der Ueberlaſſung ihrer Turnhallen an die Vereine
nahe gelegt würde.Die Stadt Merſeburg hat in ſehr entgegenkomnender
Weiſe bisher nicht nur die Turnhallen mit Geräten ganz um
ſonſt hergegeben, ſondern auch noch dazu auf Erſtattung JZer
Beleuchtungskoſten im vereinbarten Umfange verzichtet. Da-
mit hat ſie ſehr viel mehr getan, als die Miniſter für Die
Turnvereine anſtreben, nämlich nur Ermäßigung zu hoher
Zahlungen für Benutzung der Turnhallen.

Die 17. ſächſiſche Provinzialſynode in Magdeburg.
Am Sonnabend traten die Synodalen zum erſten Male

zuſammen. Der Auftakt war eine Verſammlung der volks-
kirchlich evangeliſchen Vereinigung. Am Sonntag war die
Eröffnungsſitzung in der Loge Ferdinand. Der ſoeben zum
Ehrendoktor der Theologie ernannte Präſes Winckler leitete
die Verſammlung. Auf Vorſchlag wurden einige Wahlen, die
nicht ganz geſetzmäßig vollzogen waren, dennoch beſtätigt.

Alle Synodalen legen nun das Gelübde ab, die Bo
ſchlußfähigkeit wird feſtgeſtellt, danach liefert der Präſes
den Bericht, der zumal die finanziellen Nöte recht heraus-
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treten läßt und daher auch um möglichſte Kürze bittet, um
nicht durch langes Tagen die Koſten unnötig hoch anſchwellen
zu laſſen. Ein Tag koſtet 11 Millionen. Seit der letzten
Tagung hat der Vorſtand 192 Vorlagen, der Präſes 700
Gegenſtände erledigt.

Der Prvovinzialſynodalvorſtand wird gewählt, als Präſes
D. Winckler, als geiſtliche Beiſitzer Fiſcher (Erfurt), Luther,
Lüdecke, als weltliche v. d. Recke, Knoblauch, Elze, als Ver
treter Danneil, Hoſch, Meinhof, v. Münchhauſen, Gentſch
und Stumvoll.

Um 5 Uhr war der Eröffnungsgottesdienſt im Dom.
Senior Dr. Fiſcher-Erfurt hielt die Predigt über Avoſtel
geſchichte 1, 8 und rief es in Herz und Gewiſſen: Wir ollen
Jeſu Zeugen ſein. Ein ſtark beſuchtes Abendmahl ſchloß ſich
an, dann folgten die Gruppenſitzungen.

Die zweite Sitzung der Provinzialſynode wurde Montag
früb mit einer Andacht eröffnet. Präſes D. Winckler ver
pflichtete etliche Synodalen, die bei der Eröffnungsſitzung
noch nicht anweſend waren. Es ſind folgende 6 Ausſchüſſe
gebildet: 1. Verfaſſungs- und Verwaltungsausſchuß, Vorſ.
D. Elze-Halle, 2. Haushaltsausſchuß, Vorſ. Knobloch-San-
gerhauſen, 3. Eingabenausſchuß, Vorſ. Luther-Eisleben, 4.
Geſangbuchausſchuß, Vorſ. Koegel-Beetzendorf, 5. Kollekten-
ausſchuß. Vorſ. v. d. Recke-Mansfeld, 6. Ausſchuß für Jnnere
Miſſion, Vorſ. Fiſcher-Eickendorf. Sämtliche Ausſchüſſe
zählen 15 Mitglieder, mit Ausnahme des Haushaltsaus-
ſchuſſes, der 27 Mitglieder umfaßt.
75 Vorlagen zu bearbeiten, für die der Montag zur Ver-
fügung ſteht. Sie erhalten Vollmacht, nötigenfalls die Vor-
lagen unter ſich auszutauſchen.
auf Dienstag vorm. 9 Uhr anberaumt.

Die 30. Jahrestagung des Evang. Verbandes für die
weibl. Jugend Deutſchlands.

ſand vom 23 28. Mai in Halle a. S. ſtatt.
Teilnehmer, Leiter und Leiterinnen, vor allem die Jugend

abgetretenen und beſetzten Gebieten gekommen. „Not und
Hilfe“ ſtand als Leitgedanke über dieſer Jugendtagung.
Für jeden Tag gab ein Wort aus dem Propheten Jeremias
ſah n die die Haupktvorträge aufgriffen und durch-
ührten.

Hilfe, über zielbewußte Arbeit in den Vereinen und über
Selkſterziehung ſtatt. Zur Alkoholfrage wurde eine klare
Entſchließung gefaßt. Der Sonntag war mit der Weihe
des deutſchen Verbandsbanners, einem gewaltigen Feſtzug
und Jugendgottesdienſten in 3 überfüllten Kirchen ein rechtes
Jugendfeſt. Das von Hallenſer Mädchen aufgeführte Feſtſpliel
von den 10 Jungfrauen und drei ſtark beſuchte Abendmahls-
feiern waren ergreifende Höhepunkte der Tagung. Eine
Jugendführerausſprache und ein Lehrgang bildeten den Ab-
ſchluß und arbeiteten die Wege und Ziele des evang. Jung-
mädchenwerkes neu heraus.

Neudeutſcher Jugendtag.
Der Bund Deutſcher Jugendveretne (Ortsgruppen Halle-

Merſeburg) veranſtaltet am Sonntag, dem 3. Juni 1923
einen „Neudeutſchen Jugendtag“. Der Tag beginnt früh
8 Uhr mit einer ſchlichten Morgenfeier, die auf dem Aus-
grabungsſelde des Kloſters ſtattfindet. (Bei ungünſtiger
Witterung im Muſeum). Der Nachmittag führt die Jugend
zu fröhlichem Spiel und Volkstanz auf dem Kinderplatze
zuſammen. Der Abend vereint dann Jung und Alt im
Schloßgartenſalon. Hier kommt ein Märchenſpiel „Das Wald-
haus“, geſpielt von der Halleſchen Ortsgruppe, zur Auf
ſführung. Außerdem werden Volkstänze, Lieder und Gedichte
dazu beitragen, den Abend zu verſchönen. Während der
Pauſe findet ein Verkauf von allerlei nützlichen Gegen
ſtänden vom DürerHaus in Halle ſtatt. (Siehe auch Anz.)

Stein 1806 8] 3.
Zum letzten Male wir müſſen ſagen: leider!

hatte Weinreich ſeine Hörer zuſammengebeten, um ihnen
wieder einmal einen Beweis ſeines Talentes, ſeiner hohen
ſchauſpieleriſch-dramatiſchen Begabung zu geben, durch den
Vortrag von Eberhardt Königs „Stein (1906— 1813)“. Wir
können mit Genugtuung feſtſtellen, daß die Zahl derer,
die Freude und Genuß an wirklich gut dargebotener drama-
tiſchen Kunſt haben, ſtändig zugenommen hat, und der ſtarke
Beifall am Schluß des Vortrages bewies, daß Weinreich in
Merſeburg beliebt geworden iſt, daß ſeine Kunſt die Beach-
tung gefunden hat, die ſie tatſächlich verdient und wir
wollen hoffen, daß wir auch im nächſten Winter den Künſtler
mit neuen dramatiſchen Werken werden begrüßen dürfen.
Wir ſind nicht im Zweifel, daß ſein Erfolg noch größer ſein
wird! Jedenfalls ſei ihm auch an dieſer Stelle für das
im letzten Winter Dargebotene herzlich gedankt!

Königs „Stein“ iſt kein Drama im eigentlichen Sinne,
ſondern trägt den Untertitel „vaterländiſches Feſtſpiel“ mit
vollem Rechte. Wir finden keine ſtraff durchgeführte Hand-
lung, keine Konflikte, die in den Charakteren ihren Urſprung
haben, und die ſich ſchließlich zu einer Kataſtrophe ent-
wickeln, ſondern in einzelnen, dramatiſch recht wirkungs-
vollen Bildern, von edler Sprache in leicht dahinfließenden
Verſen getragen, führt uns der Dichter die Zeit von 1806

1813 vor Augen, der Sturz des alten Preußenreiches,
Zeiten der Not, von bangem Hoffen durchzogen, und der
Anbruch der goldenen Freiheit des Jahres 1813 prägen
ſich uns ein; Heldengeſtalten, der alte Freiherrn von Stein
im Mittelpunkt, York, Scharnhorſt, Blücher und Gneifenau
neben ihm und die edle Dulderin, die Königin Luiſe, erinnern
uns an ſchwere, aber doh beſſere Zeiten. Und wer mit
offenen Ohren zu hören imſtande war, dem konnte manches
Mal das Herz ſchwer werden, wenn er Worte hörte, die
anklagend der Gegenwart galten und die als bittere Wahr
heiten manchem Deutſchen ſchwer aufs Gewiſſen fallen müſſen!
Pflichtbewußtſein und Verantwortungsgefühl ſind Begriffe,
die gar manchem, der den deutſchen Namen noch trägt, fremd
geworden zu ſein ſcheinen! Und ſo gab es Vieles, was
eine eindringliche Sprache redete zu allen, die ein empfin-
dendes Herz für die Not und das Elend unſeres Vaterlandes
haben, nicht nur für die Not, die uns von außen Her Hroht
von den Nachkommen des Volkes, das unter des Korſen
Fahnen Siege erſocht, ſondern vor allem für die Not, die
uns im Jnnern erwachſen iſt, und deren Schuld wir nicht
auf andere abwälzen können, ſondern die wir ſelbſt tragen
und ſühnen müſſen, wir ſelbſt ganz allein! Das wollten
Dichter und Künſtler uns geſtern eindringlich vor Augen
führen! Möge das deutſche Volk ſich darnach richten
wenn es noch kann! Dr. W.e eeh et a

8757772 2Aus Provinz und Reich
g Röntgenfeier in der Verliner Univerſität.
erlin, 28. Mai. Die Deutſche Phhyſikaliſche Geſell-ſchaft, die Deutſche Geſellſchaft für Techniſche Phyſik nd

die Berliner Röntgen- Vereinigung hatten ſich am geſtrigen
Sonntag zu einer Gedächtnisfeier in der großen Aula der
Univerſität für W. C. Roentgen vereinigt, der derReichspräſident und andere Mitglieder der Regierung und
ſtädtiſchen Behörden beiwöhnten. Als Vertreter der Deutſchen
Phyſikaliſchen Geſellſchaft ſprach Profeſſor P. P. Koch
Hamburg, der 25 Jahre Roentgen als Schüler, Aſſiſtent
und Kollege nahegeſtanden hatte und entwickelte von dem
Deeegrnten Gelehrten ein Bild als Forſcher, Menſch und

ehrer.

Die Ausſchüſſe haben

Die nächſte Sitzung wurde J tönne.

Ueber 13000.

werden. Ein ſogenannter freier Aktionsausſchuß der Er
werbsloſen für den Bezirk Mainz hat vorgeſtern und
J geſtern Tauſende von Flugblättern im beſetzten

9 z J a 58 3 r S 4 5 uIn Gruppen fanden lebhafte Beſprechungen über rheiniſchen Gebiet verbreitet, in dem zur Solidarität
die beſondere Volksnot des Alkoholismus, über die Wege zur

Letzte Bepeſchen
England und das jnduſtriegungebot.

London, 30. Mai. (Eigener Drahtbericht.) Der diplo
matiſche Berichterſtatter des „Daily Telegraph“ meldet, daß
das Angebot der deutſchen Jnduſtrie, ſich an der Löſung der
Reparationsfrage zu beteiligen, mit großem Jnte-
reſſe in England aufgenommen wurde. Der deutſche Bot-
ſchafter, Sthamer, hatte geſtern eine Unterredung mit J

J um Mansfelder mitLord Curzon.
„Daily Mail“ meldet: Ein Direktor der Darmſtädter

h 21006, Wieng Bankverein mit 3700, Oeſterreichiſche Credit-
A bank mit 4800, Stoehr Kammgarn mit 365 000, AEG. mit

Bank hat in London Beſuche gemacht, die eine Fühlung-
nahme in der Reparationsfrage darſtellen. Er
hatte auch eine Beſprechung mit der induſtriellen Gruppe

des Unterhauſes. Man hat den Eindruck, daß er greifbare
Anregungen machte. Er kehrte bereits nach Berlin zurück

Londoner Finanzautokraten. Man

für die Beſprechung mit Deutſchland geſchaffen werden

Kusdehnung des Kommuniſtenlerrors
uuf Kheinßeſſen,

mit franzöſiſchem Geld unterſtützte kommuniſtiſche Wühl-
ſelbſt waren aus allen Teilen Deutſchlands, auch aus den I arbeit in Ruhrgebiet ſoll jetzt, ſo meldet die Frankfurter

Zeitung“ aus Mainz, auch auf Rheinheſſen ausgedehnt

mit den Klaſſengenoſſen an der Ruhr aufgefordert wird.
Ber heutige Doſtarſtaund: 59 300,

lar notierte heute vorbörslich 59 750--60 090, mittags um
1 Uhr 59 200--59 300.

Husfußrüberſchuß in Geſterreich,
Wien, 30. Mai. Als Auftakt der Zeichnungen auf den

öſterreichiſchen Abſchnitt der Völlerbundsanleihe liegt die
bemerkenswerte Nachricht vor, daß die Handelsbilanz
im erſten Vierteljahre 1923, ſoweit es ſich um Erzeugniſſe
der öſterreichiſchen Jnduſtrie handelt, einen Ausfuhr-
überſchuß von 750 Milliarden auſtveiſt. Jm
Ganzen iſt die Handelsbilanz für den angegebenen Zeit-
raum mit 2000 Milliarden Paſſiven angegeben, was bei
Berückſichtigung der Geldentwertung ungefähr dem Stande
zur gleichen Zeit des Vorjahres entſpricht. Noch immer ent-
fällt die Hälfte der geſamten Einfuhr auf Nahrungsmittel
und Kohle.

Räumung Konſtantinonels!
London, 30. Mai. Die engliſchen Marine und Armee-

behörden treffen ſeit einigen Tagen in Malta Vorberei-
tungen für die Räumung Konſtantinopels von
engliſchen Truppen, und für die Zurückziehung des
engliſchen Kriegsgeſchwaders.

Ein neues Kkirchenkonjil in Rom
Rom, 30. Mai. Der Vatikan will das 1870 abge-

brochene ökumeniſche Konzil im Jahre 1925 wieder auf-
nehmen. Auch die geiechiſch-orthodoren Biſchöfe ſind formell
eingeladen.

Erſchütterndes Familiendrama.
Berlin, 29. Mai. Ein Mann in den fünfziger Jahren

ſteht vor der Berliner Straſfkammer. Bleich, erregt be-
tritt er durch einen der vielbeſchlungenen ominöſen Gänge,
die vom Unterſuchungsgeſfängnis direkt in das Kriminalge-
richt führen, den Saal. Neben ihm nimmt ein junges Mäd-
chen, wie man ſpäter hört, die Tochter, Platz.

Die Kriminalſtudenten „tippen“ auf Betrug, Preis-
wucher und dergl., als der, Vorſitzende, Landgerichtsdirektor
Peltaſohn, den Eröffnungsbeſchluß verleſen will und man
über den Beruf des Angeklagten, Bordes, das Wort Groß-
kaufmann hört. Aber das erweiſt ſich gleich als ein Jrrtum.
Der Direktor verlieſt ſtreng und ernſt: Blutſchande. Prü-
fend blickt der Vorſitzende auf den ſo ſchwer Belaſteten.
Und verſchüchtert und verſchämt ſenken in dieſem Augenblick
zwei Töchter des Beſchuldigten die zweite ſitzt auf der
Zeugenbank den geröteten Kopf zu Boden. Dann rollt
das Weitere faſt automatiſch ſich ab. Feſtſtellung des Ge-

Oeffentlichkeit aufburtstages, Antrag auf Ausſchluß der
den der Gerichtshof denn auch erkennt, und die anderen
Formalien. Hinter verſchloſſenen Türen vernimmt man
dann Furchtbares aus einem zertrümmerten Familienleben.
Konflikte, jahrelange, unüberbrückbare Klüfte zwiſchen den
Eheleuten, Zerwürfniſſe, die ſich nicht wieder einrenken
laſſen. Sechs Jahre hindurch vergeht ſich in dieſer Zeit
der Vater an der einen Tochter. Vierzehn Jahre iſt ſie erſt,
als er ſich ihr das erſtemal nähert. Und bis zu hrem ywan-

Soll ſich auch derzigſten Lebensjahre ſetzt er das fort. i
zweiten Tochter mit ſträflichen Gedanken genähert haben.
B. ſtreitet, ſtreitet mit Nachdruck. Aber es klingt nicht
wie der Auſſchrei eines von ſinnloſer Anklage gepeinigten
Mannes der um ſeine Unſchuld kämpft. Vielmehr eines
Menſchen, der in namenloſer Angſt zu retten ſucht, was mög-
lich iſt. Die Töchter, verhalten und traurig, belaſten ihn
ſchwer. Dazu kommen andere erdrückende Beweiſe.

Mehrere Sachverſtändige treten auf den Plan. Von
ihnen iſt Profeſſor Strauch noch am mildeſten. Gibt zu, daß
der Mann auf der Anklagebank ein etwas anormales Trieb-
leben habe. Aber S 51 nein! R.A. Bahn avelliert ange-
ſichts der ganzen, ſchwer und lange auf ſeinem Mandanten
laſtenden Familienwirren an die Milde der Richter. Sie
ſind auch nicht ganz ſo ſcharf wie der Staatsanwalt. Aber
immerhin drei Jahre Zuchthaus und Ehrverluſt werden über
B. verhängt. Die Tochter geht frei aus. Bleiern wankt er
hinaus und ſtammelt, wie abweſend: Zuchthaus! Die
Töchter ſtürzen ſchluchzend auf ihn zu.

andel ung Perkenr,
nach Abſchwächung wieder feſter.

Berlin, 29. Mai. Die allgemeine Unſicherheit drückte
ſich in Schwankungen der Deviſenkurſe aus. Dollars ſetzten
mit 59 500 ein und erholten ſich langſam aber ſtetig bis
nachmittags auf 61 000. Die Reichsbank ſah ſich zu ge-
legentlichen Abgaben veranlaßt. Dollarſchatzanweiſungen ver-
kehrten Kaſſe mit 57 500 58 000, während ſie per Juni
mit 64 000 und per Juli mit 70000 Prozent gehandelt
wurden. Polennoten 104.

Deviſen

um dort Bericht, zu erſtatten. Der deutſche Finanzabze Y Prozent, Muldenthal 12 000 Prozent, Apis 70
S ordnete hatte ferner eine Anzahl Beſprechungen mit den
höchſten

habe die Hoffnung, daß eine wirkliche Grundlage
Juni an

I ſtattfinden zu laſſen.

Frankfurt a. M., 30. Mai. (Eigener Drahtbericht.) Die

M Riebeck eißeAmmendorſer Papier 65 000, Aktienmalzf. Könnern 30 000,

3. 8 O i. 3 g 4 D e 3 2 z z 2 u p.Berlin 39. i ine h ita v J Aktienpakete der A.G. ſür Petroleuminduſtrie durch
J die A. Riebeck'ſchen Montanwerke fand eine Aufſichtsrats-
ſitzung der

Amtl. Verliner Deviſenkurſe vom 29. Mai.
Amſterdam 23 541 23 659, Kopenhagen 11 047,31

11102,69, Stockholm 15860,25 15 939,75, Rom 2857,83
2872,17, London 276806,25—278 193,75, Newyork

59 825,06 60 124,94, Paris 3967,55 3987, 45, Zürich
i 10822,87— 10 877,13, Prag 1792,50 1801,50.

Effektenmarkt.

Berlin, 29. Mai. Stellenweiſe im Freiverkehr mäßig
E abgeſchwächte Haltung. Die begünſtigten Spezialwerte
blieben indeß ſeſt. Von Schiffahrtsaktien nannte man Pa-

ketfahrt mit 203 000 204 050, Norddeutſche Lloyd mit
74 900, Hanſa Dampfſchiffahrt mit 85000. Ferner gingen

it 86 000, Deutſche Bank mit 55000,
Darmſtädter Bank mit 36000, Leipziger Creditanſtalt auf
Gerüchte von beſonderen Transaktionen ſtark gefragt mit

70 000 und Poege mit 34 000 Prozent. Von Valutapapieren
Eanada mit 168 000, Diamondſhares mitnannte manI 258 000 zu 260 000 Mark. Der Markt der unnotierten

S Werte hatte einige Nachfrage aufzuweiſen: Lloyd 20000
73 000 Pro-

S zent und Oskar Skaller mit 20000, Prozent.

Börſentage im Juni.
Der Berliner Börſenvorſtand hat beſchloſſen, im Monat

jedem Montag, Mittwoch und Freitag Vollbörſe

Halleſche Vörſe vom 29. Mai.
(Kursnotierungen der Halleſchen

Bankfirmen.)
Hall. Bankver., alte 8400, Hall. Pfännerſchaft 111 000,

Montan 630000, Werſch.-Weißenſels 410000,

z Eilenburger Kattun 75 000, Eiſenwerk Brünner 28500,
I Halle Zimmerm., St. 19 900, Hall. Maſchinenfabr. 77 000,

Gebr. Jentſch 53 000, Glauziger Zucker 200 000, Körbis-
dorfer Zucker 180000, Kyffhäuſerz Hütte 26900, Gott-
fried Lindner 52 000, Wegeltin u. Hübner 35 900, Zucker-

J raffin. Halle 52 000,
Der neue Riebeck-Oelzufammenſchluß.

Jm Zuſammenhang mit der Uebernahme größerer

Riebeck'ſchen Montanwerke ſtatt, Das Unter
nehmen, das den Mittelpunkt des neuen Oeltruſtes bildet,
in dem die Stinnes'ſchen Oelintereſſen zuſammengefaßt
werden, wird ſein ſeit 1914 unverändertes Aktienkapital von
28,5 auf insgeſamt 100 Mill. Mark erhöhen. Jn die Rie-
beck'ſchen Montanwerke wird der weitaus größte Teil der
Stinnes' ſchen Oelintereſſen eingebracht, ein Teil der Aktien
der A.G. für Petroleum-Jnduſtrie in Berlin übernommen,
ſowie ein ſtarker Einfluß auf die Oleawerke in Frankfurt
a. M. geſichert. Dieſe Erweiterungen wurden beſchloſſen,
um der vorhandenen Oelbaſis, die in der Hauptſache auf
Braunkohlenteer aufgebaut iſt, die erforderliche Er-
gänzung zu geben, und zwar das Unternehmen nach der
Seite Mineralöl hin, was Produktion und Handel anbetrifft,
weſentlich zu vergrößern. Die Angliederungen machen zu-
ſammen mit den aus früherer Zeit vorliegenden Verpflich-
tungen eine Erhöhung des Aktienkapitals auf 66,66 Mill.
Mark erſorderlich, wobei die nom. 10 Mill. Mark Vorzugs-
aktien in Stammaktien umgewandelt werden. Darüber
hinaus iſt beabſichtigt, den Aktionären dieſes erhöhten Kapif-
tals ein Bezugsrecht' von 2:1 zum Kurſe von 100 000 pEt.
zuzüglich Bezugsrechtſteuer einzuräumen und damit das
Aktienkapital auf insgeſamt 100 Mill. Mark zu erhöhen.
Mit Rückſicht auf den Zuſammenſchluß mit den Oelintereſſen
der Firma Hugo Stinnes wird der Generalverſammlung
vorgeſchlagen werden, die Firma in Hugo Stinnes Rie-
beck Montan- und Oel werbe A.G. umzuändern
Die im Zuſammenhang mit dieſen Plänen erforderlichen Fi-
nanztransgktionen werden durch ein Bankenkonſortium unter
Führung der Darmſtädter und Nationalbank vorgenommen.

Gleichzeitig wurde der Abſchluß für das abgelaufene Ge-
ſchäftsjahr vorgelegt und beſchloſſen, der G.-V. die Ver-
teilung von 400 pCt. (30) Dividende vorzuſchlagen. Nach
dem Bericht des Vorſtandes hatte das Unternehmen im ab-
gelaufenen Geſchäftsjahr befriedigende Erfolge zu verzeichnen.
Die Ausſichten des laufenden Geſchäftsjahres erſcheinen nicht
ungünſtig, ſofern nicht die durch die Ruhrbeſetzung ge-
ſchaffenen Erſchwerniſſe noch vergrößert werden.

Produktenmarkt.
Berlin, 29. Mai. Stilles Geſchäft. Produzenten halten

zurück und fordern hohe Preiſe, die notgedrungen zum Teil
bewilligt werden mußten. (Nichtamtlich). Drahtgepr. Wei-
zenroggenſtroh 25 000—-27 500, drahtgepr. Haferſtroh 22
26 000, bindbgepr. Weizenroggenſtroh 23 500 25 500, loſe
und geb. Krummſtroh 19 22 000, Häckſel 29--30 000, han-
delsübl. Heu 20—22 500, gutes Heu 24 500-25 500, Bier-
treber 33 000, Treber 32000, Haferſchalen 28 000,

32000,kleie 25 000, Strohmehl 20000, Palmkernſchrot
alles für 50 Kg. ab Verladeort. ßMittagsbörſe. Amtlich wurden notiert pro 50
Kg. ab Station: Weizen, märk. 106 108 000, Roggen,
märk. 93 92 000, Sommergerſte, märk. 80—83 000, Hafer,
märk. 79—-81 000, Mais waggonfrei Hamburg 94 000, Wei-
zenmehl per 100 Kg. frei Berlin 305—330 (00, feinſte Mar-
ken über Notiz bezahlt: Roggenmehl per 100 Kg. frei Ber-
lin 250— 275 000, Weizenkleie 49 000, Roggenkleie frei Ber
lin 49 500 50 000, Raps 170 180 000, Leinſaat 170
180 000, Erbſen, Viktoria- 125135 000, kleine Speiſe-
87——95 000, Peluſchken 90--95 000, Ackerbohnen 75-80 000
Wicken 90 95 000, Lupinen, blaue 95--100 000, gelbe 130
140 000 Serradella 200 220 000, Rapskuchen 73-75 009,
Leinkuchen 119—120 000, Trockenſchnitzel 28——29 000, vollw.
Zuckerſchnitzel 40— 41000, Torfmelaſſe 30/70 26 000, Kar-
tofſelflocken 46—47 000.

Leipzig, 29. Mai. Weizen inländiſcher 104 000
108 000 bz. u. Br., ruhig, Roggen inländiſch. 89 000--93 000
bz. u. Br., ruhig. Gerſte ruhig. Hafer inländ. 80000
85 000 Eiz. u. Br., ruhig. Mais, amerikaniſcher 95 000

99 000 bz. u. Br., runder 100 000 102 000 bz. u. Br..
Raps 160 170 000 bz. u. Br. Die Preiſe verſtehen ſich für
50 Kilo für Ware prompt, Parität frachtfrei Leipzig.

Berliner Kartoffelpreiſe.
Die Berliner Kartoffelnotierungskommiſſion notierte am

i 4500 Marxrk,29. d. Mts. Speiſekartoffel, weiß und rot,
gelbfleiſchige 5000 Mark, Erzeugerpreis ab märkiſchen
Statirnen.

Berliner Metallpreiſe vom 29. Mai.
Elektrolyttupfer 21 132, Raffinadekupfer 17 500

18 500, Weichblei 7000—-7300, Rohzink 8000-8300, Alu-
minium- 28 290, Bancazinn 55000 56 000, Nickel 33--
34 000 Barrenſilber (ca. 900f.) 1175 000-1 185 000.
n
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Erſtes Kapitel.
Ueber dem großen Schwurgerichtsſaale laſtete die Glut

des Julinachmittags. Auf allen Geſichtern ſchon ein Schimmer
von Abſpannung, und immer wieder fuhren die Tücher
über die ſchweißtriefenden Stirnen der Männer, die ſeit
dem frühen Morgen hier zuſammenſaßen, um gegen Alfonſo
Salvini den Rechtsſpruch zu fällen. Dichtgedrängt waren
die Zuſchauertribünen beſetzt, und obgleich die Verhandlung

mit einer kurzen Mittägspauſe nun ſthun
währte auch nicht eine von den zarten Damen der
Berliner Geſellſchaft, die dort dichtgedrängt ſaßen, hätte
ſich bereitſinden laſſen, ihren Platz zu räumen, ehe das
Urteil geſprochen. Aber es waren nicht nur die Damen,
die ſenſationslüſtern dem intereſſanten Mordprozeß“ folgten,
man ſah neben zahlreichen jungen Künſtlern auch die be-
deutendſten Vertreter der Berliner Malerwelt ernſte
Charakterköpfe, die der Verhandlung beiwohnten, den trau-
rigen Verlauf mit ernſten Blicken begleiteten und das
Unfaßbare dieſes ſeltſamen Falles vergebens zu ergründen
ſuchten.

Staatsanwalt Doktor Heinriei erhob ſich, um ſein Plä-
doyer zu beginnen.

Er war kein „ſchneidiger“ junger Herr, der ſeinen
Ehrgeiz dareinſetzte, um jeden Preis ein „Schuldig“ zu
finden. Es war ein älterer Herr mit ſehr ernſten, dabei
aber gütigen Augen, ein Mann, der Vertrauen einflößte.

„Meine Herren Geſchworenen!
Jch kann wohl ſagen, daß es mir ſelten ſo ſchwer

geworden iſt, gegen einen Angeklagten die furchtbare Be
ſchuldigung des überlegten Mordes zu vertreten, wie heute.

Es läßt ſich nicht leugnen, daß der Angeklagte ein
Mann iſt, der Sympathien erweckt, aber ich muß Sie bitten,
meinen Ausführungen vorurteilslos und mit der kühlen
Ruhe von Männern, deren Amt es iſt, unbeirrt von per-
ſönlichen Motiven das Recht zu ſuchen und einem ſchweren

acht Stunden

Verbrechen die verdiente Sühne zu bringen, zu folgen.

Die heutige Verhandlung hat auf das klarſte bewieſen,
daß Alfonſo Salvini des überlegten und vorgeplanten Mordes
an dem Rentier Schumann in vollem Umfange ſchuldig iſt.“

Er hatte die letzten Worte leidenſchaftslos, aber mit
erhobener Stimme geſprochen, und alle Augen wandten
ſich dem jungen Manne zu, der in der Anklagebank ſaß.

Schlank, hager, lang aufgeſchoſſen, das bleiche Geſicht
mit den dunklen Augen von ſchwarzen Künſtlerlocken um-
geben, ſaß Alfonſo Salvini da. Ein intereſſanter Kopf
ein ſchwärmeriſches Jünglingsantlitz mit weichen, faſt knaben-
haften Zügen. Unruhig und in allen Nerven vibrierend,
ſaß er da und ſchaute den Staatsanwalt an. Jn ſeinen
Augen lag ein wehmütiges Staunen, als faſſe er alles das
nicht, was um ihn vorging. Ein junger, leidenſchaftlicheo
Künſtler, ein guter Junge, ein begeiſterungsfähiger Menſch

vielleicht ein wenig vom Leben gezeichnet aber gewiß
nicht in das Antlitz eines Verbrechers.

Der Stagatsanwalt fuhr fort:
„Laſſen wir den ganzen Hergang noch einmal an

unſeren Augen vorübergleiten. Jm März dieſes Jahres
hatte der Rentier und frühere Viehhändler Schumann das
ehemals gräflich Arnimſche Palais in der Wilhelmſtraße
gekauft. Gewiß Herr Schumann war wohl kein Mann,
der auf großes Kunſtverſtändnis Anſpruch erheben konnte.
Er beſaß wenig Verſtändnis für die Kunſtſchätze, die ſein
neuer Palaſt barg, und das große Gemälde aus der alt
deutſchen Mythologie, mit dem Aleſſandro Salvini der Aeltere
den Speiſeſaal geſchmückt und damit ſeinen Ruhm ge-
gründet hatte, war ihm ein Beſitz, den er nicht zu Dürdigew
verſtand.

Am 15. März erfuhr Alfonſo Salvini, der Angeklagte,
durch Zufall, daß Schumann beabſichtigte, an ſeinen Speiſe
ſaal einen Wintergarten anzubauen, daß ihm das große Bild,
für das er kein Verſtändnis beſaß, ein Hindernis war,
und daß er darum unbekümmert die Wand niederlegen
wollte, auf die Aleſſandro Salvini ſein Meiſterwerk al
Fresko gemalt hatte, und ſomit das Bild zerſtören.

Alfonſo Salvini, der Sohn, war von dieſer Nachricht
erſchüttert. Er verſuchte zunächſt durch einen Beſuch bei
Schumann, dieſen von ſeinem Gedanken abzubringen.

Der reiche Mann empfing den jungen Künſtler mit
kühler Abweiſung Salvini wurde, wie er ſelbſt zugab,
erregt, und die Unterredung endete damit, daß Schumann

ihm mit energiſchen Worten ſein Haus verbot. Salvini
verſuchte darauf alle erdenklichen Mittel. Er wandte ſich
an die Preſſe, er erbat die Hilfe hervorragender Künſtler

die Spalten der Zeitungen füllten ſich mit Angriffen
gegen den Rentier der Direktor der Akademie der
Künſte ſelbſt verſuchte Schumann umzuſtimmen.

Der Erfolg war ein vollkommen negativer. Jm Gegen-
teil es mag den ungebildeten Emporkömmling gereizt
haben, gewiſſermaßen der ganzen Welt die Macht ſeines
Geldes beweiſen zu können.

Was ſcherte ihn die Meiſterſchöpfung eines Malers
ihm war es vielleicht ein Triumph, ſie zu zerſtören.

Jch will nicht leugnen, daß die Perſon Schumanns
einem wenig ſympathiſch iſt, und daß der Kampf, den
der junge Künſtler um das Hauptwerk ſeines Vaters führte,
ſeine verzweifelten Schritte, ſein hilfloſes Ringen etwas
Rührendes hatten. Jch will nicht leugnen, daß auch ich
ſelbſt damals die Berichte über den erfolgloſen Kampf
des jungen Künſtlers gegen den verſtändnisloſen Emporß
kömmling mit größtem Jntereſſe verfolgte, und daß auch
ich ihm von ganzem Herzen und nicht zum mindeſten aus
der Ueberzeugung, daß es ſich um die brutale Vernichtung
eines wertvollen Kunſtwerkes handelte, einen Erfolg
wünſchte.“

Alle, die im Saale verſammelt waren, horchten auf,
in des Angeklagten Augen leuchtete ein dankbarer Strahl

war das eine Rede des Staatsanwaltes? Hätte der
Verteidiger, dem daran lag, ſeinem Klienten das Wohl-
wollen der Geſchworenen zu ſichern, beſſer beginnen können?

Der Staatsanwalt ſprach weiter:
„Bis hierher alſo waren alle unſere Sympathien auf

der Seite des jungen Künſtlers. Jch erwähne dies alles nur,
damit Sie, meine Herren, ſich überzeugen, daß keine Vor
eingenommenheit die Anklage beherrſcht.

Und nun laſſen Sie uns weiterſehen.
Am Sonnabend, den 30. März, wurde am Morgen der

Rentier Schumann in ſeiner Wohnung ermordet aufgefunden
und neben ihm lag in tiefer Ohnmacht Alfonſo Salvini.

Der Rentier war in hinterliſtiger Weiſe durch einen
Stich in den Rücken getötet, wahrſcheinlich in dem Augen-
blicke, als er ſeinem weit geöffneten Geldſchrank eine Summe
entnehmen wollte. Seine Hände hielten noch einige zer-
knitterte Tauſendmarkſcheine. (Fortſ. folgt.)

M V
Statt beſonderer Anzeige.

9 Die glückliche Hebuxk
ger eines geſunden

Töchkerchens

zeigen hocherfreut an

Richard Dietrich
Kälke Dielkrich

geb. Mayen.

WMerxſeburg, den 30. Mai 1923,
Obexalkenburg T.

FamilienNachrichten.
Geboren. Tochter des

Dr. med. Paul Henſel u.
Frau Wargarethe gebor.
Winter, Rebra.

Verlobt. Wargarerhe
Beck mit Wilhelm Wahn-
ſchaff, Querfurt.

Vermählt. Albert Thon
u. Frau Aenne geb. Gold-
ammer, Leipzig Albert
Freyer u Frau Alma geb
Tautz, Horburg.
z Geſtorben Wilhelmine
Schrepper, 81 9., Merſe
burg Marie Schelle, 62
Jahr, Merſeburg.

Verpachtung

der ſtädtiſchen Kirſchen
anlagen am Sonnabend,
den 2. Juni 1923, vor
mittags 9 Uhr, im Rat-
haus am Wardkt, II Trepp.

Alles Rähere iſti im Stadt
bauamt zu erfahren.

Werſeburg,
den 25. Wai 1923.

Der Magiſtrat.
VII. 20123.

Kirſchen-
Verpachtung.

Die Kirſchennutzung
der Gemeinde Schko
pan ſoll Dienstag. den
5. Juni, nachmittags 3
Uhr, im Gaſthof zum
Deutſchen Kaiſer öffent
lich meiſtbietend verpachtet
werden
Bedingun en im Termin.

Der Gemeindevorſteher.

Kirſchen-
Verpachtung.

Der Kirſchenanhang
der Gemeinde Wüſte-
neutzſch ſoll Sonnabend,
den 2. Juni, nachmittags
5 Uhr,
bietend gegen Barzahlung
im hieſigen Gaſthofe ver-
pachtet werden.

Bedingungen im Termin.
Wüſteneutzſch, 27. 5. 1923.

Der Gemeindevorſteher.

i

fuhren- und zentnerweiſe
gibt ab

Frankleben,
Friedrichſtr. 8.

n

Eine
Zuchlſhute

Jahr), zu verkaufen.So Zu erfragen in der

Geſchäftsſtelle dieſ. Blis.

F mit Hose,
wenig getr.,

a für ſch zlanke

Figur, 1.75
m gr., zu verkaufen.
Anfragen unter 451/23 an
die Geſchäftsſt. d. Bl. erb

FlügelPianinos

C. A. Klemm, Leipzig, N

kauft und erbittet Angedote möglichst unter Angabe
des Preises, des P abrikates u. Alters des Instruments

(Tafelklaviere werden nicht gekautt.)

gebraucht

eumarkt 26. Fernr. 22 096.

Das galt nicht nur im

Ein uralt'e Wer ſtets

Die Republik kennt hier das Gleiche;
Und mußt' auch mancher Glanz ſich trüben
en gegt u geblieben

mier' Deinen Schuh nach Bürgerpflicht
Mit „Perladim“, ſonſt glänzt er nicht.

e II L AIIIIIII

Sprichwort ſich be
währt,

auch gut ſchmiert, auch
ſicher fährt.

alten Reiche,

öffentlich meiſt-

Obſtverkauf.
Der Kirſch, Hart- und Beerenobſtanhang

der zu den Rittergütern Scopau und Collenbey ge-
hörigen Obſtpflanzungen kommt
am Hienstag, den 5. Juni 1923, nachm. 2 Uhr,
im Gaſthof zum Raben in Seopau öffent' ich
unter den im Termin bekanntzugebenden Bedingungen
gegen ſofortige Barzahlung zum Verkauf. Beglau-
bigte Chechks werden in Zahlung genommen.

Rittergut Scopau (Kreis Merſeburg

Fernſprecher Nr. 47.

Der Kirſchenanhang
der Gemeinde Rockendorf
ſoll Sonnabend, den 2 Juni, vormittags 11 Uhr,
im Gaſthauſe zu Rockendorf öffentlich meiſtbietend
verpachtet wer

Der Gemeinde- Vorſtand.

Unſere Genoſſenſchaft iſt aufgelöſt. Die
Gläubiger werden aufgefordert, ſich bei uns zu melden.

Wallendorf, 28. Mai 1923.

bündll, 5p0r u, Darlehnskuſſe
Dullendorf u, V. e. u. m. b. h.

Günther. Hie miſch.

Pferde Auktion!
Mittwoch, den 6. Juni, von 2 Uhr nachm. ab,

werden auf dem Hauptgeſtüt Graditz bei Torgau

40 bis 50 Halbblutpferde,
zum größten Teil aus den Jahrgängen 1919 u. 20,öffentl. meiſtbietend verkauft. Von 1 Uhr igchn.
(pünktl.) ab werden die Pferde unter dem Reifer
bezw. vor dem Wagen pp. gezeigt. Außktionsliſten
gegen Einſendung von 1000 Mk. vom Geſtüt-

Schumann.

ſekretariat erhältlich. Die Geſtütdirektion.

DIE QUALITATS-SCHREIBMASCHINE

D A S MElSTERSTV
deuts cher Pr

lhre unäöbertroffene Güte und Stabilität verbvörgen wir durch Leistung voller

GARANTIE FüR EIN JAHRORGA A.-G., GFSCHAFTSSTELLE HALLE,

4zisionsgrheit und praktis cher eC K

tHERMANNSTR. 28, FERNRUF 4496

AUSLANDBS-
DEUTSCIIE

such. verschiedenst. Art
Stadt- u. Lamd-

äRUNDSTÜCKE
ev. ohne Wohnam-
spruch und o. Aus-
zahlung nach Wunsch. Be-
sitzerangevote erb. an H
Thielsen, Sraunschweig.

Silber, Platin
(Bruch), Zahn-
gebiſſe, Brenn

ſtiſte, kauft zu höchſt. Tagespr.

Holland, Halle-sS.
Schülersho, 0, v. Markt ſichtbar

Pferde Verſteigerung
in Weißenfels

für Donnerstag aufgehoben.

Paul Schmiädt, beeid. Verſteigerer,
Weißenfels.

Kontor-Lehrling
(auch weibl.) mit guter Schulbildungfür ſofort oder ſpäter geſucht
Schriftl. Ang. unt. 450 23 an die Geſchäftsſt. d. Ztg.

Neudeutſcher Jugendtag

des Bundes Deutſcher Jugendvereine

am Sonntag, den 3. Juni 1923.
8 Uhr früh: Morgenfeier

auf dem Ausgtabungsfelde des Kloſters
(Ober-Altenburg)

7 Uhr abends: Aufführung d. Märchenſpieles

„Das Waldhaus“.
Außerdem Gedicht- und Lieder-Vorträge
und Volkstänze, im Schloßgartenſalon.
Eintrittskarten im „Herzog Chriſtian“, beiJenſch, Georgſtr. 4 und an der Abendkaſſe.

Voranzeige! Niederwünsch. Vorauzeige!

Sonntag, d. 15.
Juli 1923, vonnachm. W Uhr,
findet unſer dies-

jähriges

II
ſtatt. Anmeldung bis 10. Juli beim Vorſtand. Für
Stallung iſt geſorgt. Es ladet ein

Krieger- und Landwehr-Verein-

Zu dem am 17. Juni 1923 ſtattfindenden

ladet ergebenſt ein

Die Reiter- Geſellſchaft.
J. A.: W. Koch, Landwirt.

Anmeldungen bis ſpäteſtens 10 6. erbeten.

g

9

in Sohafstädt

J

g

zIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIFtadttheater Hape
Donnerst „abds.7.30 Uhr

Von morgens bis
müitternachts.

Freitag, abds. 7.30 Uhr:
Gaſtſpiel des Moskauer

Kammertheaters.

Die Awitlings-
s u western.

Mödlert. Amne

Gilber, Platin
Schmuck und

zuhnüebiſſe
kauftſofort oder ſpäter geſucht.

Offert. unt. K 30 un die v. Heeringen

GGGGSGOGGGGGGGGGGGW—-OJunger Kaufmann ſucht
gegen gute Bezahlung

möhl. Zimmer
Angebote unt. No. 369/23
an die Expedition d. Bl.
rövi Zimmer Arbeitsſtiefel
von jungem Herrn ſofort (Schnürſchuhe), Gr. 40,

Ausweis mitbringen

Ein Paar br.

neſucht. Off unt. A K. billig zu verkaufen
Teichſtr. 25, Hof, r.an die Exped. d. Bl

3
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Beilage zu Nr. 124 des Merſeburger Tageblattes
Mittwoch, den 30. Mai 1923

Landtag der Provinz Sachſen.
3. Doliſihung.

Merſeburg, 29. Mai.
Um 2,30 Uhr eröffnet der Präſident Beims die 3. Voll

ſitzung. Nach Bekanntgabe einiger geſchäftlicher Mitteilungen
wurde in die Tagesordnung eingetreten. Die rh
Direktors der Landesheilanſtalt Altſcherbitz, wofür der
bisherige ſtellvertretende Direktor Dr. Julius Braune
vorgeſehen war, wurde, da gegen die Wahl vo nder Kommu-
niſtiſchen und Sozialiſtiſchen Partei Bedenken erhoben wur-
den, nochmals dem Anſtaltsausſchuß des Provinzial-Land-
tages überwieſen. Die endgültige Wahl ſoll dann am
Donnerstag erfolgen.

Provinzial Ausſchu
berichtet Abg

SVorlage des ſes betr.Ueber die
CBodenverbeſſerungsfonds ordneterWeber (Sz.):
Als Bodenverbeſſerungsfond in Verfolg des Geſetze

vom 1. April 1922 ſind zur teilweiſen Uebernahme des
Zins und Tilgungsdienſtes für von Bodenverbeſſerungs-
unternehmungen von dritter Seite aufgenommene Darlehen
2 Millionen Mark in den Entwurf des Haupthaushalts-
planes eingeſtellt worden. Zur Begründung für die Anfor-

Der Staat hat durch Geſetz betreffend die Bereitſtellung

vom 1. April 1922 einen Betrag von
zur Verfügung geſtellt, aus deſſen Zinſen zur Förderung von
Bodenverbeſſerungen jeglicher Art jährlich Beiträge zum
Zinſendienſt der von dritter Seite beſchaffenen Darlehen ge-
währt werden können. Hierbei kann in dreifacher Weiſe

belfend eingegriffen werden:
a) durch Uebernahme der Bürgſchaft für Darlehen

der bezeichneten Art, b) durch darlehnsweiſe Hingabe
eines Teiles der für Verzinſung und Rückzahlung der auf-
genommenen Darlehen jährlich zu entrichtenden Beträge,
c) durch Hingabe eines Teiles der für Verzinſung und Rück-
zahlung der aufgenommenen Darlehen jährlich zu ent-
richtenden Beträge ohne Auflage der Rückgewähr.Die letzte Form der Unterſtützung wird vom Staate in-
deſſen nur gewährt, wenn die in Frage kommende Provinz
ſich mit der Hälfte an der Beihilfe beteiligt. Es empfiehlt
ſich ſomit, um die Unternehmer nicht der Staatsbeihilfe ver-
luſtig gehen zu laſſen, auch Provinzialmittel für den frag-
lichen Zweck bereitzuſtellen.

Bei Beſtimmung des Kapitals, welches für verlorene
Zinszuſchüſſe in Frage kommen wird, iſt davon auszugehen,
daß zunächſt 50 Prozent der Ausführungskoſten von den
Beteiligten in bar oder durch Jn anſpruchnahme der produk-
tiven Erwerbsloſenfürſorge oder durch Aufnahme eines Dar-
lehens bei nicht ſtaatlichen Geldgebern zu decken ſind, deſſen
Zins und Tilgnugsbeträge den Beteiligten ganz oder teil-
weiſe vom Staate darlehns weiſe vorgeſtreckt werden.
Für den noch verbleibenden Teil der Ausführung von
höchſtens 50 Prozent können, ſoweit ſie nicht aus anderen
Staats- oder Provinzialfonds gedeyckt werden, ebenfalls

Wahl des

n

Darlehen von dritter Seite aufgenommen werden, deren
Zins und Tilgungsbeträge aber als Beihilfe ohne Au f-

lage der Rückgewähr je zur Hälfte auf Staat und
Provinz übernommen werden können. Da vorerſt nur 300
Millionen Mark ſeitens des Staates vorgeſehen und von den
Zinſen dieſer Summe in Höhe von 15 Millionen Mark nur
die Hälfte als verlorener Zuſchuß in Frage kommt, ſind von
den Provinzen insgeſamt ebenfalls 7,5 Millionen bereitzu-
ſtellen. Wenn auch vom Staat beabſichtigt iſt, eine Unter
verteilung auf die einzelnen Provinzen vorerſt nicht vor-
zunehmen, ſo kann doch unter Zugrundelegung des aus ähn-
lichen Anläſſen angewandten Verteilungsmaßſtabes, ſowie
wegen der infolge der inzwiſchen eingetretenen Geldent-
wertung zu erwartenden Erhöhung der Staatsmittel auf
das Doppelte, angenommen werden, daß für die Provinz
Sachſen die Bereitſtellung von 2 Millionen Mark für dieſes
Jahr genügt.

Der Landtag ſtimmt der Vorlage zu.
Ueber die Vorlage betr. vorläufige Aenderung des

Reglements der Ruhegehaltskaſſe ſowie derWitwen- und Waiſenverſorgungsanſtalt berichtet Abg. Sch i l-
ling (Zentr.) Die beantragten Aenderungen des Regle
ments, die bedingt ſind durch die eingetretenen wirtſchaft
lichen Verhältniſſe wurden genehmigt.

Abg. Fied ler (Komm.) berichtet über die Vorlage
zetr. Erhöhung der von dem Ortsarmenver-bänden zu zahlenden Pauſchalbeträge für die erſte
Ausſtattung der zur Fürſorgeerziehung über-
wieſenen Minderjährigen, da die bisherigen Sätze von 300
bezw. 450 Mk. infolge der Geldentwertung bei weitem nicht
mehr ausreichen, ſchlägt der Provinzialausſchuß vor, die
Sätze auf 18 000 bezw. 24000 Mk. zu erhöhen. Da das
Miniſterium dieſem Satze bereits ſeine Zuſtimmung erteilt
hat, gibt der Landtag ebenfalls hierzu ſeine Zuſtimmung.

Es folgen aldann die Berichte über die Rechnungen des
Feuerſozitätsausſchuſſes über die Provinzial-Städtefeuerſſozie
tätskaſſe und über die Landfeuerſozietät für das Herzogtum
Sachſen, ſowie über den Verwaltungsbericht der Landfeuer-
ſozietät des Herzogtums Sachſen, über die Hauptrechnung der
Magdeburger Landfeuerſozietät, ſowie deſſen Verwaltungs-

bericht, die ſtaatlich genehmigt wurden.
Die Anderungen der Reiſekoſten und Tagegeld-

ſätze, die ſich in der Höhe von v500 bis 16000 Mk. be
wegen, wurden auf Antrag des Berichterſtatters Baer
(Soz.) beſchloſſen, ebenſo wurde der Antrag der Gewerké
ſchaft der Beamten und Angeſtellten des Provinzialver-
bandes von Sachſen auf Aenderung der Gruppeneinteilung an
genommen. Die Reiſe- und Tagegelder der Landtagsabge-
ordneten wurden auf Vorſchlag der Beſoldungskommiſſion
auf 36 000 Mk. ((ein ſchließlich Uebernachtungsgeldern) und
der Lohnausfall im höchſten Falle auf 20000 Mk. täglich
feſtgeſetzt.

Die im Rechnungsjahre 1921 vorgekommenen Etatsüber-
ſchreitungen und Jahresabſchlußergebniſſe bei der Provinzial
verwaltung wurden auf Antrag des Berichterſtatters Abg.
Böttger (Soz.) genehmigt.

haben und

a e h

Der Antrag, die Provinzialverwaltung zu ermäch-
tigen, zur Vorausbeſchaffung von Wirtſchafts
material für das Rechnungsjahr 1924 kurzfriſtige Kre
dite in Anſpruch zu nehmen würde auf Antrag des Bericht
erſtatters Abg. Löffler (Soz.) zugeſtimmt.

Es erfolgten alsdann die Berichte über eine Anzahl
Haushaltspläne für 1923, die faſt ohne Ausſprache
vom Plenum angenommen wurden. Abg. v. Alvens-
leben (B. V.) führte als Berichterſtatter über den Guts
haushaltsplan an, daß der Landwirtſchaft mehr Kredite
zur Verfügung geſtelltt werden zur Beſchaffung von Dünger
und Maſchinen. Abg. Kaſparek (Soz.) berichtet, daß
der Privinzial-Obſtgarten in Diemitz in ſeiner bisherigen
Art ſeinen Zweck nicht mehr erfülle und eine Verlegung des
ſelben ins Auge gefaßt ſei. Es iſt daher die Provinziol-Ver-
waltung beauftragt worden, den Provinzial-Obſtgarten in
Diemitz umzuſtellen und ſich dieſerhalb mit der Landwirt-
ſchaftskammer der Provinz Sachſen in Verbindung zu ſetzen.
Bei den Haushaltsetat der Landesheilanſtalten beantragt
Abg. Fied ler (Komm.) die Aufwendungen für kirchliche
Hand lungen in den Anſtalten zu ſtreichen. Für
dieſen Antrag ſtimmten außer den Kommuniſten auch eine
Anzahl Sozialdemokraten, drei Sozialdemokraten ſtimmten
dagegen, darunter der Reg.- Präſident Be.rgemann. Ein
veiterer Antrag der Kommuniſten, die Verpflegungsklaſſen
in den Heilanſtalten abzuſchaffen, wurde ebenfalls gegen die
Stimmen der Rechten ünd einiger Sozialdemokratiſchen a b-
gelehnt. Beim Etat Fürſorgerziehung berichtet
Abg. Gentz (Sogz.), daß die Arbeit der Fürſorge in der
Provinz erfolgreich geweſen ſei. Die Zahl der Zöglinge iſt
von 5500 auf 5800 geſtiegen. Abg. Lotz (Soz.) bringt einige
Mängel vor, die ſich hier und da in der Erziehung gezeigt

erwartet hierin Abhilfe, erkennt aber auch an,
daß in der ganzen Fürſorgeerziehung in der Provinz Fort-
ſchritte erzielt ſeien. Als Muſter wird die Anſtalt in Nord-
hauſen bezeichnet. Abg. Körlin (Dem.) erklärt, daß die
Fürſorgeanſtalten nach ſeiner Wahrnehmung keine dunkle An-
ſtalten ſeine, wie der Abg. Fiedler ſie darſtellt, ſondern ſie
leiſten wirklich praktiſche Erziehungsarbeit. Nachdem noch
Abg. Dr. Stanze (B. V.) über die Verhältniſſe der Für-
ſorgeanſtalten noch einige wahrheitsgetreue Schilderungen
gegeben und erklärt hatte, daß man die Erziehungsanſtalt
nicht aus der Hand geben ſolle, wurde der Antrag der
Kommuniſten, die Prügelſtrafe in den Anſtalten vollſtändig
abzuſchaffen, der Landesverwaltung als Material überwieſen.

Der Antrag des Abg. Bergemann Soz.) die Ver-
vordnuyg nach der der Verkehr der Beamten der Landesan-
ſtalten mit den Abgeordneten verboten iſt, wieder aufzuheben.
wurde einſtimmig angenommen.

Weiterberatung Mittwoch 10 Uhr.
e

Die 5ihung ges kreistuges
1. Fortſetzung der Tagung.

Die bereits vom Kreisausſchuß gezahlte 1 Million zum
Volksnotopfer (Ruhrſpende) wird gegen die Stimmen der
Kommuniſten welche die Summen einem beſonderer
(internationalen) Ruhrſpendenfonds zuführen wollen, nach-
träglich genehmigt.



Punkt 6 der Tagesordnung beſchäftigt ſich mit einem
Vorſchlag des Landrats, zur Verbilligung der Veſtattungs
koſten eine öffentlich-rechtliche Sterbekaſſe im Kreis zu er
richten, aus welcher für jeden Sterbefall eine beſtimmte
Summe als Beihilſfe gezahlt werden kann. Man iſt ſich
über die Notwendigkeit der Vorlage im Kreistag einig,
ſieht aber zunächſt keinen gangbaren Weg zur Errichtung
des Zieles, die Kommuniſten wollen das Reich verantwortlich
machen, was ihnen ſchließlich vom Landrat den berechtigten
Vorwurf der leichtfertigen Verſchleppung der Vorlage ein-
bringt, denn das Reich wird nie Mittel dafür erübrigen
können. Nach längerer Ausſprache, in der die Abg.
Paetzold (S. P. D.), Meyer (Dn.) und Schmöller
(Kom.) mit verſchiedenen Vorſchlägen kommen, wird die
Vorlage nach dem Vorſchlag des Landrats angenvmmen.

Punkt 7 (Bereitſtellung von Mitteln zur Unterſtützung
der notleidenden Bevölkerung des Kreiſes Merſeburg) ver-
bindet man mit dem Antrag der KPD. (Punkt 35 welche

fordert: ſofort zu unternehmende Notſtands arbeiten
zu beſchließen und in Angriff nehmen zu laſſen, für die
trotzdem noch verbleibenden Erwerbsloſen die Unter
ſtützung zu erhöhen und endlich die Kreiſe der Jnduſtrie,
des Handels, des Gewerbes und der Landwrrtſchaft zur
Unterſtützung der Hilfs aktion der Behörden aaufzu-
fordern und zu verpflichten, Abg. Bretſchneider (Kom.)
begründet den Antrag ſeiner Partei: die 1500 Arbeitsloſen
des Kreiſes, wollen keine Unterſtützung als Almoſen, ſie
fordern von Reich, Land und Kreis Arbeit, um mit ihrer
Hände Tätigkeit ſich und ihre Familien erhalten zu können.
Abg. Meyer -Lützen (Dn.) begrüßt das Durchdringen dieſer
Anſicht bei den Erwerbsloſen; er ſchlägt als beſte Notſtands-
arbeit den Wegebau von Lützen über Treben nach Lehna
vor, da der Bau des Mittellandkanals und der Bahn nach
Leipzig unmöglich erſcheinen. Erforderlich ſind zurzeit etwa
400 Millionen, deren Aufbringung ja heute unmöglich
iſt, die der Redner aber nach den bisherigen Er-
fahrungen für durchaus im Bereich der Möglichkeit liegend
hält. Landrat Guske iſt in wletzterem Punkt entgegenge-
ſetzter Anſicht. Abg. Schmöller (Kom.) fürchtet eine
Wiederholung der Gelſenkirchener Ereigniſſe auch für unſeren
Kreis, da die Unruhen dort allein aus der Not heraus-
geboren ſind (keine Spur von kommuniſtiſcher Hetzerei!!)
Es muß alſo Arbeit geſchaffen werden; als Mittel und
Wege hierfür verlangt er in erſter Linie Kontrolle der pri-
vaten Unternehmungen, (Leuna!), welche Leute einſtellen,
die bereits zu Hauſe genug verdienen (ſogen. Doppelver-
diener). Die Debatte wird recht erregt, Abg. Meyer
(Dn. begründet ſeinen Antrag nochmals, ſtößt aber nicht
nur beim Landrat, ſondern auch auf der Linken auf ſtarken
Widerſpruch. Abg. Paetzold (S. P. D.) verwirft die Not-
ſtandsarbeiten, will vielmehr durch wirtſchaftliche Unter
ſtützungen die Not der Erwerbsloſen durchgreifend lin-
dern, ein Kommuniſt ſieht allein das Ziel in der Zerv-
ſchmetterung des kapitaliſtiſchen Syſtems. Nach langem Hin
und Her iſt der Redefluß erſchöpft, man ſtimmt ab: 11:11,
der Antrag auf Bewilligung der Millionen für die Erwerbs-
loſen iſt damit gefallen!

Nach kurzer Mittagspauſe es iſt mittlerweile faſt
3 Uhr geworden! tagt man weiter. Unter Punkt 8 der
Tagesordnung genehmigt man die Aufnahme eines Waren-
wechſelkredits für den Ankauf von Umlagegetreide zur
Selbſtwirtſchaft im Wirtſchaftsjahr 1922 vhne Debatte ein-
ſtimmig.

Die Errichtung einer Kreisbank iſt Gegenſtand des
nächſten Punktes der Tagesordnung. Die „Spar“abteilung
der Kreisſparkaſſe hat ja an Bedeutung verloren, die ange
gliederte „Bank“abteilung ſoll zu einer leiſtungsfähigen Kreis
bank umgewandelt werden. Sehr ſchnell wird dieſer
ſympathiſche Vorſchlag des Landrats einſtimmfg ange
nommen, das Kuratorium wird durch Zuruf wiedergewählt.

10. Haushaltsplan für 1923. Eine allgemeine Aus-
ſprache findet nicht ſtatt, man tritt ſofort in die Sonderbe-
ratung der einzelnen Poſten des Etats ein. Jm Mittel-
punkt ſteht der Bericht des Kreismedizinalrats Dr. Kühn-
lein über die Wohlfahrtspflege im Kreis Merſeburg. Er
begründet ausführlich die von ihm im Etat geforderte Ein-
ſtellung von Mitteln zur Beſſerung der ſozialen Verhält
niſſe im Kreis, die zahlreiche Mißſtände aufweiſen. So
iſt z. B. die Jugendgeſundheitsfürſorge erſtes Erfordernis,
ſelbſt auf dem Land ſind doch 5 Prozent aller Schulkinder
völlig unterernährt! Das Hebammen- und Desinfektions-
weſen, die Säuglings- und geſamte Krüppelverſorgung darf
nicht der Punkt ſein, wo man zu ſparen beginnt, die be
willigten Gelder machen ſich bezahlt, ſie zu verweigern wäre
unſozial. Die warmen Worte des Kreisarztes blieben nicht
ungehört, man bewilligte einſtimmig die vorgeſchlagenen
Millionen für die Wohlfahrtspflege, beſchloß ſogar noch
darüber hinaus die Anſtellung einer ſechſten Kreisfürſorgerin
zur Entlaſtung der großen Fürſorgebeztrke. Die übrigen
Poſten des umfangreichen Etats, der auf dem Papier mit
über 682 Millionen abſchließt (heute ſchon weit überholth),
rufen verſchiedentlich recht langwierige Beſprechungen her-
vor, beſonders über die Höhe der Aufwandsentſchädigungen
des Vorſitzenden des Kreismieteinigungsamtes Dr. Penkert
und des Kreisarztes Dr. Kühnlein; endlich kommt man auch
da zu Ende, wenn auch nicht mit einem in jeder Be-
ziehung einigenden Ergebnis. Eingeſtellt wird in den Etat
noch eine Summe von 5 Millionen Mark zur Errichtung
von Schulbüchereien für bedürftige Schulkinder. Der Antrag
der K. P. D. auf Erhöhung der Unterſtützung notleidender
Kreisangehöriger von 5 auf 30 Millionen verfällt mit
9:13 Stimmen der Ablehnung. Dann hakt man wieder bei
Beratung des Brückenbaufonds ein; die Dürrenberger Ge-
meinde fordert für die dortige Saalebrücke Befreiung des
Brückengeldes: der langgen Rede kurzer Sinn in dieſer
Angelegenheit iſt ſchließlich Verweiſung an den Kreisausſchuß;
deſſen Ziel wird die Befreiung zunächſt des Perſonenver-
kehrs ſein.

Nachdem man über 21 Stunden am Haushaltsplan ge-
ſeſſen und kritiſiert hatte, war man endlich am Punkt der
Abſtimmung. Die Kommuniſten wollten den Etat ſtürzen,
weil man ihnen nicht den Willen getan hatte. Trotzdem er-
reichte man die erforderliche „-Mehrheit durch 15:8 Stimmen
und der Etat war gerettet.

Mittlerweile war es faſt 7 Uhr geworden. Die Kom-
muniſten waren auch tagungsmüde und beantragten Ver-
tagung der noch ausſtehenden Punkte 11 bis 35
der Tagesordnung. Die Bürgerlichen und Herr Landrat
aber blieben feſt, unterlagen nicht dieſer Verſuchung und
lehnten den Antrag Schmöller (Kom.) ab, Die Preſſe
aber, die 8 Stunden ununterbrochen in demrauchgeſchwängerten Sötzungsſaal Rede und
Gegenrede über ſich hatte ergehen laſſen müſſen, ſtellte
daraufhin ihre Tätigkeit ein. Was zuviel iſt, iſt
zuvi el! Dixi.

Bunte Zeitung
Vom Zellſtoff zur Kunſtſeide.

Jn den Monatsblättern „Das Werk“ ſchildert Dr. Paul
Schickler die verſchiedenen Verwendungsmöglichkeiten des
Zellſtoffes. Um Fäden aus dem Zellſtoff zu gewinnen, iſt
man genötigt, ihn erſt zu verflüſſigen und ihn dann aus
der Löſung durch geeignete Mittel in Fadenform wieder
abzuſchneiden. Ein vorzügliches und ſehr ausſichtsreiches
Ausgangsmaterial nicht nur für ſeidenartige Fäden, ſondern
auch für eine Reihe anderer Artikel iſt die Viskoſe. Zur
Herſtellung von Viskoſe tränkt man gebleichte Zelluloſe mit
etwa 18prozentiger Natronlauge, preßt ab, läßt die Natron-
zelluloſe einige Tage liegen, um ſie aufzuſchließen, trocknet
und miſcht ſie in geſchloſſenen eiſernen Drehtrommeln mit
Schwefelkohlenſtoff. Nach zwei bis fünf Stunden ſind die
Faſern gelb gefärbt und löſen ſich nach tüchtigem Durch-
kneten mit klarem Waſſer, dem etwas Aetznatron zugeſetzt
iſt. Es folgen noch mehrere Waſch- und Reinigungsprozeſſe,
Die Viskoſe-Seide dürfte heute wohl die billigſte Kunſtſeide
ſein; ſie wird neben der Kunſtſeide in Deutſchland vor-
wiegend von dem zurzeit größten einſchlägigen Werk, den
Vereinigten Glanzſtofffabriken Elberfeld in Oberbruch bei
Aachen, hergeſtellt.

Der Spieltrieb der Tiere.

Jeder Hundebeſitzer kennt den zur ſpieleriſchen Ger
wohnheit gewordenen Abendrundlauf ſeines Tieres, der noch
aus jenen alten Zeiten ſtammt, wo die wilden Vorfahren
erſt die kitzligen Gras- und Kräuterſtengel zu einem weichen
Nachtlager zuſammentrampeln mußten. Wer weiß, bemerkt
dazu H. Radeſtock in der neueſten Nummer der „Garten-
laube“, ob das häufig zu beobachtende abendliche Herum-
wälzen und -tollen mancher Kinder auf ihrem vorher ſohübſch glatten Bettchen nicht auf ähnliche Reminiſzenzen

aus der menſchlichen Urzeit hinweiſt. Andererſeits iſt die
merkwürdige Gewohnheit mancher gezähmter Affen, ihre
geliebten Spielſachen, ſo wie Kinder ihre Puppen uſw., ins
Bett mitzunehmen, ein Beweis der fortwirkenden abend-
lichen Spielluſt im beſonderen. Auch G. Teuber auf der
früheren deutſchen Station in Bananenhain von Teneriffa
beobachtete wiederholt, daß Sultan, das ſtärkſte Männchen
und der anerkannte Führer der Schimpanſenſchar, beim
Betreten der Hütte vor dem Schlafengehen im Kreiſe der
Seinen eine Art Schuhplattler tanzte, wobei er, fortwährend
hüpfend und tänzelnd, in beſtimmtem Rhythmus immer je
dreimal mit langen Händen auf den Boden ſchlug.

Papiervorrat für die Ewigkeit.
Die Zeitungen der Vereinigten Staaten verbrauchen
jährlich drei Millionen Klafter Holz, und die Fichten, die
man dazu verwendet, bedürfen einer Zeit von 40 Jahren
um ſchlagreif zu werden. Wie in der „Umſchau“ berichtet
wird, trägt man ſchon jetzt Sorge, um dieſen Holzbedarf
für ſpätere Zeiten ſicherzuſtellen. Es werden 30 Quadrat-
meilen unbenutzten Landes in 40 Abſchnitten mit Fichten
beflanzt, und durch dieſe weit vorausſchauenden Maßnahmen
wird es den amerikaniſchen Zeitungen nie an Papier fehlen.
Die zwei Millionen Tonnen Zeitungspapier, die gegenwärtig
in den Vereinigten Staaten täglich bedruckt werden, ſtellen
ein Band von der Breite einer gewöhnlichen Tageszeitung,
dar, das über 64 Millionen Kilometer lang iſt, ſich alſo
am Aequator 160mal um die Erde legen ließe.
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